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Klimaschutz und Wohlstand  
lassen sich verbinden

Die Fakten vor der Weltklimakonferenz in Peru sind bekannt: Die 

Zunahme der Treibhausgase in der Atmosphäre verändert das Klima 

mit heute schon gravierenden Folgen, die noch dramatischer wer­

den, wenn wir nicht entschieden handeln. Das Zeitfenster, um weit­

reichende Schäden für Menschen und Ökosysteme zu verhindern, 

steht nur noch kurze Zeit offen. Alle wissen das. Dennoch endeten 

die vergangenen Konferenzen ohne greifbares Resultat.

Auch die Lösung des Klimaproblems liegt auf dem Tisch: Wirkungsvoller Kli­

maschutz bedingt, dass die Welt ihre Treibhausgasemissionen deutlich reduziert. 

Daher brauchen wir ein globales Klimaabkommen, das sämtliche Länder dazu ver­

pflichtet, ihren Beitrag zu leisten. Weil einzelne Länder wirtschaftliche Nachteile 

befürchten und andere der Meinung sind, die Industriestaaten sollten weiterhin 

die alleinige Verantwortung tragen, ist es nicht einfach, tragfähige Lösungen zu 

finden. Ambitionierte Klimamassnahmen gegen Wirtschaftsinteressen auszu­

spielen, ist indes kurzsichtig. Gefragt sind vielmehr kreative Lösungen, geteilte 

Verantwortung und Pragmatismus bei der Umsetzung.

In den Entwicklungsländern haben die Menschen den berechtigten Wunsch, 

einen höheren Lebensstandard zu erlangen, während in den Industrieländern die 

Bevölkerung den erreichten Wohlstand erhalten möchte. Doch wie kann dies ge­

lingen, ohne die Atmosphäre noch mehr zu belasten? Wohlstand und Klimaschutz 

brauchen keine Gegensätze zu sein. In erneuerbare Energien zu investieren sowie 

die Mobilität und den Wärmebedarf ökologischer zu bewältigen, ist volkswirt­

schaftlich sinnvoll und klimapolitisch zwingend. Eine CO2-arme Gesellschaft lässt 

sich nicht über Nacht herbeiführen, sondern erfordert einen kontinuierlichen Um­

bau der Wirtschaft – eine Jahrhundertaufgabe. Doch es führt nichts an diesem 

Weg vorbei, denn eines wissen wir schon heute: Den Ausstoss an Treibhausgasen 

zu reduzieren, kommt uns wesentlich billiger zu stehen, als die Kosten des Klima­

wandels zu tragen, von dem auch die Schweiz betroffen ist. 

Deshalb werden wir uns auf dem internationalen Parkett für ein griffiges und 

weltweit geltendes Klimaschutzabkommen einsetzen. Wir müssen den Durch­

bruch schaffen – wenn nicht jetzt an der Weltklimakonferenz in Lima, dann 

zwingend 2015 in Paris. Wir haben die Pflicht, kommenden Generationen eine 

Erde zu hinterlassen, in der das Klima nicht vollends ausser Rand und Band gerät.

Doris Leuthard  
Bundesrätin und Vorsteherin des Eidgenössischen Departements  

für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK)
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Kampf ums Gletschereis

Weiterführende Links zum Artikel:
www.bafu.admin.ch/magazin2014-4-01

km. Seit 1870 schlagen die Betreiber der Eisgrotte beim 
Hotel Belvédère am Furkapass (VS) einen Tunnel in 
die Zunge des Rhonegletschers. Jeden Sommer von 
Neuem. Die Grotte mit ihren blau schimmernden 
Eiswänden hat bisher Hunderttausende von Besu­
cherinnen und Besuchern begeistert. David Volken, 
Gletscher- und Hochwasserexperte im BAFU sowie 
passionierter Hobbyfotograf (im Bild rechts aussen), 
dokumentiert in seinen Bildern den schier aussichts­
losen Kampf um das künftige Weiterbestehen der 
Touristenattraktion. Zwar schützen die Grottenbauer 
das Eis mit einer reflektierenden Folie, was die Glet­

scherschmelze etwas verlangsamt, doch der Gletscher 
zieht sich immer mehr zurück und wird dünner und 
dünner. Messungen zeigen, dass er jährlich zwischen 
sechs und acht Metern an Mächtigkeit verliert. «In 
fünf bis sechs Jahren», sagt David Volken, «wird das 
Eis an der Gletscherzunge nicht mehr stark genug 
sein, um eine Grotte zu schlagen.»

Alle Bilder: David Volken, BAFU

Kontakt: David Volken, BAFU, 058 464 79 27, david.volken@bafu.admin.ch
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Den Klimaschutz  
müssen alle mittragen

Leitartikel

Kontinuität und ein breit gefächertes Instrumentarium, das die CO2-Emissionen bei Gebäuden, Industrie 
und Verkehr verringert, gehören zum Erfolgsrezept der Schweizer Klimapolitik. Der Weg zu einer klima
verträglichen Lebensweise ist allerdings kein Spaziergang, sondern ein Dauerlauf über mehrere Genera
tionen. Eine institutionelle Verankerung auf allen Ebenen beflügelt die kollektiven Anstrengungen.   
Text: Bruno Oberle, Direktor BAFU

Die Schweiz hat sich zusammen mit der internationalen 
Staatengemeinschaft verpflichtet, den globalen Tempera­
turanstieg unter der kritischen Schwelle von zwei Grad 
zu halten. Angesichts ihres geringen Beitrags zu den 
weltweiten für die Klimaerwärmung verantwortlichen 
Treibhausgasemissionen ist klar, dass die Schweiz dieses 
Ziel nur als Teil der Staatengemeinschaft erreichen kann. 
Internationale Kooperation in der Klimapolitik ist folg­
lich noch wichtiger als bei anderen Umweltproblemen.  

Glaubwürdige Mittlerin dank eigener Anstrengungen 
Ende 2015 sollen alle Länder in ein globales Abkommen 
eingebunden sein und zur Reduktion der klimawirksa­
men Gase verpflichtet werden. In diesen Verhandlungen 
engagiert sich die Schweiz auf allen Ebenen. Dank des 
guten Rufes, den unser Land auf dem internationalen 
Parkett geniesst, können wir die Entscheide zugunsten 
einer griffigen Politik beeinflussen und zwischen den 
unterschiedlichen Interessen vermitteln.

Als glaubwürdige Partnerin gilt die Schweiz auch 
deshalb, weil sie mit gutem Beispiel vorangeht und ihre 
Verantwortung wahrnimmt. Als kleine und aufgrund 
ihrer Innovationskraft erfolgreiche Industrienation ist 
unser Land geradezu prädestiniert zu zeigen, dass sich 
Wohlstand und Klimaschutz vereinbaren lassen. Wir 
können unter Beweis stellen, dass ein klimaverträglicher 
Weg gangbar ist. Dies im Wissen darum, dass uns eine 
Mehrgenerationenaufgabe bevorsteht. Wichtig ist dabei, 
dass wir sowohl die Ursachen des Klimawandels bekämp­
fen, wie mit seinen Folgen leben lernen – Anpassung 
und Klimaschutz müssen Hand in Hand gehen.

Wachstum und Treibhausgasemissionen entkoppeln
Bis Mitte dieses Jahrhunderts muss der weltweite Aus­
stoss von Treibhausgasen auf 1 Tonne CO2 pro Kopf und 

Jahr sinken. Auf dem Weg dorthin kann die Schweiz 
erste Erfolge ausweisen: Während im Jahr 1990 durch­
schnittlich 7,8 Tonnen pro Kopf emittiert wurden, waren 
es 2012 noch 6,4 Tonnen. Dieser Rückgang gelang, 
obwohl im gleichen Zeitraum die Wohnfläche und 
die Fahrzeugflotte um mehr als ein Drittel zugenom­
men haben. Eine Entkoppelung von Wachstum und 
Treibhausgasemissionen hat auch in der Wirtschaft 
stattgefunden. Die industrielle Produktion ist seit 1990 
um über 50 Prozent gestiegen, der CO2-Ausstoss pro 
erwirtschafteten Franken (BIP) hingegen ist um knapp 
30 Prozent gesunken.

Zu dieser Entwicklung beigetragen hat eine breite 
Palette von Instrumenten, welche die Schweiz in den 
letzten Jahren nach und nach eingeführt hat. Dazu 
gehört unter anderem die CO2-Abgabe auf Brennstoffe, 
die Einsparungen attraktiver macht. Die Einnahmen 
fliessen grösstenteils zurück an Wirtschaft und Bevölke­
rung. Ein Drittel davon geht an das Gebäudeprogramm, 
das Wärmedämmung und CO2-neutrale Heizungen 
finanziell unterstützt. Über tausend Unternehmen sind 
von der CO2-Abgabe befreit, weil sie im eigenen Betrieb 
in CO2-effizientere Anlagen investieren. Im Verkehr 
greifen CO2-Vorschriften für neue Personenwagen so­
wie Auflagen, welche die Treibstoffimporteure dazu 
verpflichten, bis 2020 10 Prozent der von Fahrzeugen 
verursachten CO2-Emissionen zu kompensieren.

Keine Frage: Die Umstellung auf eine CO2-arme 
Volkswirtschaft verursacht Kosten. Doch schadet diese 
Mehrbelastung der Schweiz gesamthaft? Nein, denn 
der sanfte Druck, den die Klimapolitik auf die Wirt­
schaft ausübt, bietet auch Chancen. Viele Firmen sind 
heute für den Klimaschutz sensibilisiert und kennen 
CO2-wirksame Massnahmen, die ihre Betriebskosten 
senken und damit ihre Wettbewerbsposition stärken. 
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Kommt dazu, dass Unternehmen, die sich aktiv um eine 
CO2-Reduktion bemühen, für Investoren attraktiv sind. 
Denn die Kapitalmärkte bewerten umgekehrt die hohe 
CO2-Intensität von Firmen zunehmend als Risikofaktor. 
Zur Bewältigung des Klimawandels gilt es, die Anstren­
gungen in den nächsten Jahrzehnten kontinuierlich zu 
verstärken – mit entsprechenden Kosten für Unterneh­
men, die grosse Mengen an Treibhausgasen emittieren. 

Bewusstsein für Klimaschutz im Alltag schärfen
Doch wir dürfen uns nichts vormachen: Der Weg zu 
einer klimaverträglichen Gesellschaft ist mühevoll und 
fordert ein kontinuierliches Engagement aller Akteure 
über einen langen Zeitraum. Die Autos sind zwar heute 
sauberer und die Häuser besser isoliert als noch vor 
20 Jahren. Doch sind wir noch weit vom Idealzustand 
entfernt. Wenn wir die Klimaziele erreichen wollen, 
müssen Verkehr und Gebäudepark langfristig völlig 
CO2-frei werden, und die Wirtschaft muss noch CO2-
ärmer produzieren. Ohne technischen Fortschritt 
gelingt dies nicht. Daher unterstützt der Bund mit 
einem neu geschaffenen Technologiefonds innovative 
Unternehmen. Sie erhalten Bürgschaften und so einen 
einfacheren Zugang zu Fremdkapital.

Kluge Köpfe braucht es aber nicht nur in der Wirt­
schaft, damit Produkte und Dienstleistungen klima­
verträglicher werden, sondern auch aufseiten der 
Nachfrager. Wir alle haben es in der Hand, bei unseren 
Konsumentscheidungen auf die Klimawirkung zu ach­
ten und damit die Produzenten zu mehr Klimaschutz 
zu bewegen. Dass Konsumentinnen und Konsumenten 
beim Einkaufen dem Klima noch zu wenig Bedeutung 
beimessen, liegt oft nicht am mangelnden Willen, 
sondern am fehlenden Wissen. Bessere Information, 
Aus-  und Weiterbildung sowie Beratung kann hier Ab­
hilfe schaffen. Zu diesem Zweck baut das BAFU zurzeit 
ein umfassendes Klimaprogramm auf.

Klimaschutz erfahrbar machen
Wie im Sport gilt auch beim Klimaschutz: Nach dem 
Spiel ist vor dem Spiel. Anfang 2013 trat die neue 
CO2-Gesetzgebung in Kraft, welche bis 2020 eine 
Reduktion der schweizerischen Treibhausgasemis­
sionen um 20 Prozent verlangt. Und bereits heisst es, 
die Klimapolitik für die Zeit nach 2020 vorzubereiten 
und weitergehende Reduktionsziele festzulegen. So 
verlangt es das CO2-Gesetz, und der Bundesrat will 
schon Mitte 2016 eine Vorlage in die Vernehmlassung 
geben. Der nächste Meilenstein soll für das Jahr 2030 
gesetzt werden. Dabei wird der bewährte Instrumen­
tenmix grundsätzlich fortgeführt, aber teilweise etwas 
umgebaut. Fördermassnahmen wie das Gebäudepro­
gramm dürften allmählich auslaufen und durch CO2-

«Die Schweiz ist prädestiniert zu zeigen, dass 
sich Wohlstand und Klimaschutz vereinbaren 
lassen.» � Bruno Oberle, Direktor BAFU

Vorschriften abgelöst werden. Und die Klimapolitik, 
die bislang vor allem Sache des Bundes war, soll auch 
auf Kantone, Städte und Gemeinden übergreifen. Diese 
sollen Klimaaspekte vermehrt in ihre eigenen Politiken 
integrieren und damit die entsprechenden Instrumente 
des Bundes ergänzen. 

Lokale Aktionen machen Klimaschutz erfahrbar, 
schärfen das Problembewusstsein und zeigen konkrete 
Handlungsmöglichkeiten auf. Individuelle Anpassun­
gen, zum Beispiel der Essgewohnheiten oder des Mobi­
litätsverhaltens, können bei einer breiten Beteiligung 
der Bevölkerung viel bewirken. Klimaschutz muss in 
Zukunft konkreter sein und näher an die Menschen 
herangeführt werden. Der gesellschaftliche Umbau 
kann nur gelingen, wenn er auf allen Ebenen mitge­
tragen wird und zugleich institutionell verankert ist.

Weiterführende Links zum Artikel:
www.bafu.admin.ch/magazin2014-4-02

KONTAKT
Karine Siegwart
Vizedirektorin
BAFU
058 462 99 73
karine.siegwart@bafu.admin.ch

Bild: Christine Bärlocher/Ex-Press/BAFU
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Treibhausgasbudget zu  
zwei Dritteln aufgebraucht

Klimaforschung

Die Fakten zum Klimawandel sind klar: Die Erde erwärmt sich global und langfristig. Das Treibhausgas 
Kohlendioxid (CO2) spielt dabei die Hauptrolle, und es ist äusserst wahrscheinlich, dass der Mensch die 
Hauptverantwortung für diese Entwicklung trägt. Text: Kaspar Meuli

Wie lässt sich in wenigen Sätzen das Wichtigste aus 
einem 2000-seitigen Bericht zusammenfassen? Ein 
Dokument, an dem 600 Autorinnen und Autoren 
auf der ganzen Welt mitgearbeitet haben und in dem 
Wissen aus mehr als 9000 wissenschaftlichen Studien 
steckt?

Genau dieser Herausforderung hat sich der Klima­
forscher Thomas Stocker gestellt, als er sich im Sommer 
2013 daranmachte, zusammen mit zwei Kollegen die 
Hauptaussagen des fünften sogenannten Sachstands­
berichts des Weltklimarats (IPCC) herauszuschälen. 
Nach zwei Wochen Knochenarbeit hatten die Wissen­
schaftler sich auf 19 Kernsätze geeinigt. «Das Ziel war, 
neue Wege zu finden, um unsere Resultate zu kommu­
nizieren», erklärt Thomas Stocker. «Sie sind sehr kurz, 
ohne Fachbegriffe und in allgemein verständlicher 
Sprache geschrieben.» Der Professor für Umwelt- und 
Klimaphysik an der Universität Bern ist Ko-Leiter der 

Arbeitsgruppe I des Weltklimarats, die sich mit den wis­
senschaftlichen Grundlagen des Klimawandels befasst 
hat. «Alle Kernsätze wurden von den Regierungen der 
190 Mitgliedsstaaten der UNO-Klimakonvention abge­
segnet», betont Thomas Stocker. «Das verleiht ihnen 
grosses Gewicht.»

Hier ein paar Beispiele dieser Kernsätze aus dem 
letzten IPCC-Bericht
•	 Die Erwärmung des Klimasystems ist eindeutig, und 

viele dieser seit den 1950er-Jahren beobachteten Ver­
änderungen sind seit Jahrzehnten bis Jahrtausenden 
nie aufgetreten.

•	 Jedes der letzten drei Jahrzehnte war an der Erdober­
fläche sukzessive wärmer als alle vorangehenden 
Jahrzehnte seit 1850.

•	 Von 1901 bis 2010 ist der mittlere Meeresspiegel um 
19 Zentimeter gestiegen.

•	 Während der letzten beiden Jahrzehnte haben die 

Hitzetage Anfang 21. Jahrhundert Hitzetage Ende 21. Jahrhundert 

Heute gibt es im Schweizer Mittelland jährlich rund 5 bis 15 Tage, 
an denen es 30 Grad oder wärmer wird (Karte links). Im Som-
mer 2003 waren es zwischen 30 und 50 dieser Hitzetage. Steigen 

die Treibhausgasemissionen bis 2100 stetig an, sind Ende dieses 
Jahrhunderts für jedes Jahr ähnlich viele Hitzetage zu erwarten 
wie im Hitzesommer 2003 (Karte rechts).

Quelle: Meteoschweiz



9

DOSSIER KLIMA < umwelt 4/2014

Kontakt
Regine Röthlisberger
Stv. Sektionschefin Klimaberichterstattung  
und -anpassung, BAFU 
058 462 92 59
regine.roethlisberger@bafu.admin.ch

Eisschilder in Grönland und in der Antarktis an Masse 
verloren und die Gletscher sind fast überall in der 
Welt weiter abgeschmolzen.

•	 Es ist äusserst wahrscheinlich, dass der menschliche 
Einfluss die Hauptursache der beobachteten Erwär­
mung seit Mitte des 20. Jahrhunderts war. 

Immer verlässlichere Aussagen zum künftigen Klima 
Wirkliche Überraschungen gab es nicht im neuen 
Bericht des Weltklimarats, dem fünften seit 1990. Doch 
die Aussagen haben weiter an Zuverlässigkeit gewon­
nen. Gründe für diesen Vertrauensgewinn sind: längere 
Messreihen von Daten, methodische Fortschritte und 
bessere Klimamodelle. All dies hilft der Forschung 
nicht nur, die Ursachen des Klimawandels besser zu 
verstehen, sondern es macht auch ihre Aussagen zum 
Klima der Zukunft immer verlässlicher.

Und was ist der allerwichtigste Befund des im Sep­
tember 2013 veröffentlichten Berichts zum Zustand 
des Weltklimas? «Nur wenige Medien haben den ent­
scheidenden Punkt prominent aufgegriffen», sagt Reto  
Knutti, Professor für Klimaphysik an der Eidgenös­
sischen technischen Hochschule ETH Zürich und einer 
der Hauptautoren des Berichts. «Wenn wir die weltweite 
Erwärmung mit genügend grosser Wahrscheinlichkeit 
auf 2 Grad beschränken wollen, müssen wir uns an 
ein fixiertes CO2-Budget halten. Die Menschheit dürfte 
maximal 800 Milliarden Tonnen Kohlenstoff ausstos­
sen; seit Beginn der Industrialisierung haben wir schon 
zwei Drittel davon freigesetzt.» Das heisst: Wenn der 
CO2-Ausstoss im gegenwärtigen Umfang weitergeht, ist 
das Emissionsbudget in 30 Jahren restlos erschöpft. Und 
dieses Budget wird zum grössten Teil durch bestehende, 
auf fossile Energieträger ausgerichtete Infrastruktur 
wie Kraftwerke, Gebäude und Fahrzeuge bereits ausge­
schöpft. Der Spielraum für neue Anlagen und Bauten 
ist  sehr klein. Die Umstellung auf nicht fossile Energie 
ist dringend und muss innerhalb kurzer Zeit erfolgen.

Temperatur steigt in der Schweiz überdurchschnittlich
In manchen Bereichen macht sich der Klimawandel in 
der Schweiz  deutlicher bemerkbar als anderswo. Die 
Temperatur etwa ist in der Vergangenheit rund 1,6-mal 
so stark angestiegen wie im Mittel der Nordhemisphäre. 
Seit Messbeginn im Jahr 1864 beträgt die Temperatur­
zunahme hierzulande rund 1,8 Grad – gegen 90 Pro­
zent davon entfallen auf die Zeit nach 1960.

Auch das künftige Klima wird sich in der Schweiz 
wohl nicht parallel zu den globalen Veränderungen 
entwickeln. Fest steht jedoch, dass längerfristig die 
entscheidende Rolle dabei der weltweite Ausstoss an 
Treibhausgasen spielt – und der lässt sich beeinflus­
sen. Um eine Bandbreite der möglichen Entwicklung 

aufzuzeigen, arbeiten die Forscher mit Szenarien. Diese 
gehen unter anderem von einem variierenden Wirt­
schaftswachstum aus und berücksichtigen unterschied­
lich einschneidende klimapolitische Massnahmen.

Mit solchen Szenarien haben nicht nur die Autorin­
nen und Autoren des IPCC-Berichts gearbeitet, sondern 
auch die Studie zur Klimaänderung in der Schweiz 
«CH2011». Einige ihrer zentralen Aussagen lauten: 
•	 Verglichen mit heute wird die durchschnittliche 

Temperatur gegen Ende des 21. Jahrhunderts je nach 
Szenario zwischen 1,5 und 4 Grad zunehmen. 

•	 Die erwartete Erwärmung wird im Sommer am 
stärksten ausfallen. Steigt die Temperatur um  
4 Grad, dürfte sich die Zahl der über 25 Grad warmen 
Sommertage auf bis zu 100 verdreifachen.

•	 Über das ganze Jahr betrachtet, zeigt sich für die 
Niederschläge in keiner Region des Landes eine klare 
Tendenz zur Zu- oder Abnahme.

•	 Saisonal hingegen ist in der zweiten Hälfte des  
21. Jahrhunderts mit mehr Niederschlag im Winter 
zu rechnen. Im Sommer dürften die Regenmengen 
überall in der Schweiz abnehmen, und das Risiko 
von Trockenphasen und Dürren steigt.

•	 Gegen Ende des Jahrhunderts dürfte es zu häufigeren 
und intensiveren Starkniederschlägen kommen.

Regionale Auswirkungen des Klimawandels
Mit den regionalen Auswirkungen des Klimawandels 
hat sich kürzlich eine Sammlung von wissenschaft­
lichen Studien unter dem Titel «CH2014-Impacts» be­
fasst. Der Bericht kommt unter anderem zum Schluss, 
dass die Eismasse der Gletscher bis zum Ende dieses 
Jahrhunderts ohne einschneidende klimapolitische 
Massnahmen nahezu vollständig verloren geht. Auch 
wird im Mittelland eine Schneedecke über mehrere 
Tage selten. Weiter wird die Grundwassertemperatur 
steigen, was zu einer Verschlechterung der Grundwas­
serqualität führen könnte. Und die zu erwartenden 
Entwicklungen, so der Bericht, haben zur Folge, dass 
in Zukunft viele in der Schweiz verbreitete Baumarten 
unter Trockenstress leiden werden. Bei ungebremstem 
Klimawandel könnte das Mittelland als Lebensraum 
für die heute weitverbreiteten Fichten und Buchen 
ungeeignet werden.

Weiterführende Links zum Artikel:
www.bafu.admin.ch/magazin2014-4-03
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Durchdachter 
Massnahmenmix

Klimapolitik

Das seit 2013 geltende CO2-Gesetz ist das Herzstück der Schweizer Klimapolitik. Ziel ist es, bis 2020 die Treib
hausgasemissionen um mindestens 20 Prozent gegenüber dem Jahr 1990 zu senken. Das neue Gesetz baut auf 
einen Mix von Marktkräften, Förderungsmassnahmen und Vorschriften. Text: Lucienne Rey und Kaspar Meuli

entsteht. Je nach Blickwinkel sieht der 
imposante Bau wie ein Krokodil mit 
kurzer Schnauze aus oder wie ein auf 
der Wiese gestrandetes Dampfschiff. 

Kürzere Anfahrtswege sind gut fürs Klima
Der Standort der neuen KVA, an der acht 
Abfallverbände aus allen Zentralschwei­
zer Kantonen beteiligt sind, ist mit 
Bedacht gewählt. Die Renergia ersetzt 
die viel weniger zentral gelegene, über 
40-jährige Anlage in Ibach am Stadtrand 
von Luzern. Die meisten Gemeinden 
werden der Renergia ihren Müll über 
deutlich kürzere Distanzen anliefern und 
so den CO2-Ausstoss reduzieren können.

Für den Klimaschutz besonders ins 
Gewicht fällt die Nähe zur Perlen Pa­
pier, die ebenfalls zu den Aktionären der 
Renergia gehört. Die Papierfabrik – eine 
der grössten der Schweiz – wird künftig 
von der KVA Wärme beziehen, die bei 
der Verbrennung der Abfälle entsteht. 
Ab Januar 2015 werden damit die Papier­
bahnen getrocknet. Ein wegweisendes 
Beispiel also für die im CO2-Gesetz vor­
gesehenen Kooperationsmassnahmen.

Als weiteres Instrument des CO2-
Gesetzes nutzt die Perlen Papier den 
Emissionshandel (siehe Seite 12 «Der 
Markt bestimmt den CO2-Preis»). Weil 
das Unternehmen bei diesem System 
mitmacht, ist es von der Brennstoff­
abgabe entbunden. Das Gesetz sieht eine 

Sein Name ist Perlentop satin. Doch wer 
dabei an das Abendkleid einer Filmdiva 
denkt, liegt falsch. Vielmehr geht es um 
ein Premiumprodukt der Papierfabrik 
Perlen im gleichnamigen Luzerner In­
dustriedorf. Perlentop satin steht für 
ein beidseitig gestrichenes, halbmattes 
Offset-Papier. 

Die Herstellung von Papier benötigt 
viel Energie. Für 1 Kilogramm  sind es 
rund 2,5 Kilowattstunden – so viel 
Strom, wie ein leistungsstarker PC 
während eines ganzen Arbeitstages ver­
braucht oder eine 100-Watt-Glühbirne 
während 24 Stunden. Besonders viel 
Wärme benötigt die Papierindustrie, um 
feuchtes Faservlies zu trocknen. Im Jahr 
2013 konsumierte die Perlen Papier AG 
gut 1000 Gigawattstunden Energie und 
stiess gegen 94 000 Tonnen Kohlendioxid 
(CO2) aus. Das geht ins Geld, denn das 
2011 vom Parlament revidierte CO2-
Gesetz sieht für Brennstoffe eine Abgabe 
pro Tonne freigesetztes Kohlendioxid 
vor. Der Abgabesatz liegt derzeit bei 
60 Franken pro Tonne, nachdem ihn 
der Bundesrat 2014 um 24 Franken an­
gehoben hat, weil das Zwischenziel für 
das Jahr 2012 verfehlt wurde. 

Klimapolitik braucht einen langen Atem
Die CO2-Abgabe soll bewirken, dass der 
Verbrauch fossiler Brennstoffe zurück­
geht und damit die CO2-Emissionen 

sinken. Sie ist ein wichtiges Instrument, 
mit dem die Schweiz ihren Beitrag zur 
Begrenzung des globalen Temperatur­
anstiegs auf weniger als 2 Grad gegen­
über der vorindustriellen Zeit leisten 
will. 

«Die Schweizer Klimapolitik strebt 
eine Dekarbonisierung der Gesellschaft 
an. Das heisst, wir wollen künftig 
möglichst keine fossilen Brenn- und 
Treibstoffe mehr einsetzen», sagt Andrea 
Burkhardt, Leiterin der Abteilung Klima 
im BAFU. Doch das sei ein Mehrgenera­
tionenprojekt, betont sie. «Die Abkehr 
von der fossilen Energie wird erst Ende 
des Jahrhunderts abgeschlossen sein und 
verlangt ein kontinuierliches Engage­
ment der ganzen Gesellschaft und aller 
Sektoren der Wirtschaft.» Das CO2-Gesetz 
diene als Antrieb, der diesen Prozess in 
Gang halte.

Die Folgen des CO2-Gesetzes für die 
Wirtschaft lassen sich am Beispiel der 
auf halber Strecke zwischen Luzern 
und Zug an der Reuss gelegenen Perlen 
Papier AG aufzeigen. Hier greifen gleich 
mehrere der gesetzlich vorgesehenen 
Massnahmen. So treibt die Papierfabrik 
den Klimaschutz auf Betriebsebene vor­
an, indem sie eine enge Kooperation mit 
einer starken Partnerin eingegangen ist, 
der Kehrichtverbrennungsanlage (KVA) 
Renergia Zentralschweiz AG, die gegen­
wärtig in unmittelbarer Nachbarschaft 
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An der neuen Kehrichtverbrennungsanlage (KVA) Renergia Zentralschweiz AG in Perlen/Root (LU) 
ist neben acht Zentralschweizer Abfallverbänden auch die Papierfabrik Perlen beteiligt. Sie wird 
von der Renergia künftig Wärme beziehen, die bei der Verbrennung der Abfälle entsteht.�
� Bild: Lucienne Rey

Befreiung von CO2-intensiven Branchen 
vor, um sie in ihrer Wettbewerbsfähig­
keit nicht zu behindern. 

Trendwende auch beim Verkehr 
Zu den grossen Verursachern des Treib­
hausgases CO2 gehört neben der Indus­
trie der Verkehr. Das CO2-Gesetz will 
mit neuen Vorschriften erreichen, dass 
die Schweizer Fahrzeugflotte als Ganzes 
klimafreundlicher fährt. Mittelfristig 
sollen auf den Strassen nur noch Autos 
mit tiefem CO2-Ausstoss unterwegs sein 
(siehe Seite 13 «Die Autoflotte muss 
effizienter werden»). «Die eingeleiteten 
Massnahmen zeigen Wirkung», bilanziert 
Klimaspezialistin Andrea Burkhardt, 
«die Emissionen gehen in allen Sektoren 
zurück – auch beim Verkehr ist der 
Gesamtausstoss leicht gesunken.» Die 
Trendwende erfolge allerdings verspätet, 
da griffige Massnahmen erst per 2012 
eingeführt worden seien. «Sie zielen 
auf die Verbesserung der CO2-Effizienz 
von neuen Fahrzeugen ab, die Verkehrs­
leistung hingegen nimmt nach wie vor  
zu.» 

Auch die Kompensationspflicht der 
Treibstoffimporteure kehrt diese Ent­
wicklung nicht um. Bis 2020 müssen 
sie zwar 10 Prozent der CO2-Emissionen 
aus dem Verkehr mit geeigneten Kli­
maschutzprojekten neutralisieren. Die 
Emissionsverminderungen finden aber 
grösstenteils in anderen Sektoren statt.

Vom CO2-Gesetz betroffen sind Unter­
nehmen nicht nur, wenn sie als Energie­
verbraucher einen hohen Ausstoss an 
Treibhausgasen verursachen, sondern 
auch, falls sie grosse Materialmengen 
verbrennen. Denn wann immer etwas 
in Flammen aufgeht, das Kohlenstoff 
enthält, bildet sich CO2. Mit der Verbren­
nung von Abfällen wie Plastik stossen 
KVAs daher zwangsläufig viel dieses 
Treibhausgases aus. «Auf die Menge des 
Verbrennungsgutes können wir wenig 

Einfluss nehmen, denn wir haben 
einen Entsorgungsauftrag», erklärt 
Adrian Schuler, Projektingenieur und 
Kommunikationsverantwortlicher bei 
der Renergia. «Aber wir können die 
Verbrennungswärme optimal nutzen.»

Strom und Heizwärme aus Abfall
Dem ist tatsächlich so: Dank der von der 
Renergia bezogenen Wärme kann die 
Papierfabrik Perlen schätzungsweise  
40 Millionen Liter Heizöl einsparen und 
dadurch ihren CO2-Ausstoss jährlich um  
90 000 Tonnen vermindern. Kommt 
dazu, dass die Hälfte des Verbrennungs­
gutes der Renergia aus nachwachsen­
den Rohstoffen wie Holz besteht und 
deshalb bei deren Verbrennung Ener­
gie CO2-neutral erzeugt wird. Dieser 
Umstand wirkt sich auch günstig auf 

Dank der von der Renergia bezogenen Wärme kann  
die Papierfabrik Perlen ihren CO2-Ausstoss jährlich um 
schätzungsweise 90 000  Tonnen vermindern.

die Klimabilanz der Papierfabrik aus.
Die Energie aus dem Verbrennungs­
prozess gewinnt die Renergia über 
Röhren, die die Wände des Feuerungs- 
kessels auskleiden: Das im Rohrsystem 
zirkulierende Wasser erhitzt sich und 
liefert Dampf. Daraus wird sowohl Strom 
als auch Wärme gewonnen. 450 Giga­
wattstunden wird die Renergia künftig 
jährlich der Perlen Papier AG liefern. 
Die verbleibenden 155 Gigawattstunden 
werden als Strom ins öffentliche Netz 
eingespeist, was dem jährlichen Energie­
bedarf von rund 38 000 Haushaltungen 
entspricht.

Um möglichst wenig von der kost­
baren Wärme zu verlieren, sind die 
Leitungen der Renergia dick in Dämm- 
stoffe eingepackt. Gute Isolationen an 
Bauwerken, insbesondere an Wohn- und 
Dienstleistungsgebäuden, sind denn 
auch ein weiteres Ziel des CO2-Gesetzes. 
Es weist die Kantone an, dafür zu sor­
gen, dass der Treibhausgasausstoss von 
Gebäuden vermindert wird. Um die 
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Weiterführende Links zum Artikel:
www.bafu.admin.ch/magazin2014-4-04

Der Markt bestimmt  
den CO2-Preis

Der Emissionshandel zielt darauf ab, 
CO2-Einsparungen in ein Gut zu verwan-
deln, dem ein entsprechender Geldwert 
zukommt. Wer Treibhausgasemissionen 
verursacht, muss durch entsprechende 
Emissionsrechte dazu ermächtigt sein. Der 
Staat definiert dabei die CO2-Obergrenze, 
die pro Jahr emittiert werden darf – den 
sogenannten Cap. Für das Jahr 2013 wurde 
dieser vom Bund auf total 5,6 Millionen 
Tonnen festgelegt; in den kommenden Jah-
ren wird er – gleich wie in der EU – jeweils 
um 1,74 Prozent reduziert. Das BAFU teilt 
den am Emissionshandelssystem (EHS) teil-
nehmenden Firmen so viele Emissionsrechte 
kostenlos zu, wie sie benötigen, wenn sie 
CO2-effizient wirtschaften. 

Massgeblich für die Höhe der zugeteilten 
Rechte sind unter anderem branchenweite 
Vergleichswerte, sogenannte Benchmarks. 
Berücksichtigt werden zudem die Produk
tionsdaten der Firmen aus den vergangenen 
Jahren. Dabei sind auch branchenspezi- 
fische Anpassungen vorgesehen: Droht etwa  
die Gefahr, dass wegen der CO2-Kosten die 
Produktion ins Ausland verlegt wird, be-
kommt das Unternehmen die Emissionsrechte 
bis zum Benchmark kostenlos. Unternehmen, 
die weniger CO2 ausstossen, als die Bench-
mark vorsieht, profitieren, denn sie können 
mit den ungenutzten Emissionsrechten Han-
del treiben. Ist eine Firma weniger effizient 
als verlangt, wird sie zur Kasse gebeten. Sie 
muss zusätzliche Emissionsrechte ersteigern 
oder Gutschriften auf dem Markt kaufen. 
Rechte, die nach der kostenlosen Verteilung 
noch übrig sind, werden versteigert.

Sparsamkeit wird belohnt
Die CO2-Abgabe auf Brennstoffe wird seit 
dem Jahr 2008 in Form einer Lenkungs-
abgabe erhoben. Sie ist also nicht primär 
darauf ausgerichtet, dem Staat Einnah-
men zu verschaffen, sondern soll zu einem 
erwünschten Verhalten animieren: der 
sparsamen Verwendung fossiler Brenn
stoffe. Mit dem Abgabesatz von 60 Fran-
ken je Tonne CO2 nimmt der Bund jährlich  
800  Millionen Franken ein. Davon sind ein 
Drittel, maximal 300 Millionen Franken, 
für das Gebäudeprogramm vorgesehen, 
weitere 25 Millionen für den Technologie-
fonds. Der Rest f liesst an Bevölkerung und 
Wirtschaft zurück. Den Einwohnerinnen 
und Einwohnern der Schweiz wird der 
Ertrag aus der CO2-Abgabe über die Kran-
kenkassen rückverteilt; 2015 sind dies 
rund 45  Franken pro Person. Die Höhe der 
den Unternehmen ausbezahlten Beträge 
ist proportional zur abgerechneten AHV-
Lohnsumme ihrer Angestellten. 

Wärmedämmung bei bestehenden Ge­
bäuden zu verbessern und den Einsatz 
CO2-freier Brennstoffe aus erneuerbaren 
Quellen zu fördern, erhalten sie vom 
Bund Finanzhilfen.

Klimaschutz im Einklang mit der Wirtschaft
Besonders energieintensive Betriebe 
werden durch das Gesetz verpflichtet, 
sich dem Emissionshandelssystem (EHS) 
anzuschliessen. Zu diesen Firmen gehört 
auch die Papierfabrik Perlen, und im 
Prinzip müsste sich auch ihre Partnerin 
Renergia an diesem System beteiligen. 
Doch dank einer sogenannten Branchen­
vereinbarung zwischen den Kehrichtver­
brennern und dem Bund sind die KVAs 
von der Teilnahme am Emissionshandel 
befreit. Im Gegenzug verpflichten sie 
sich zu einer substanziellen Reduktion 
der Treibhausgasemissionen. Freiwilli­
ge Vereinbarungen existieren auch in 
anderen Branchen. Über 3000 Firmen 
engagieren sich unter dem Dach der 
Energie-Agenur der Wirtschaft EnAW 
und der Cleantech-Agentur act. Unter­
nehmen aus CO2-intensiven Branchen, 
die sich zu verbindlichen Emissionsver­
minderungen verpflichten, können sich 
von der CO2-Abgabe dispensieren lassen.

Das Zusammenspiel von Perlen Pa­
pier AG und Renergia ist nicht nur ein 
Vorzeigebeispiel in Sachen saubere 
Technologien. Es illustriert auch, wie 
sich der Klimaschutz im Einklang mit 
den Bedürfnissen der Wirtschaft vor­
antreiben lässt. Das Fazit von Andrea 
Burkhardt, der Klimachefin des BAFU: 
«Die Instrumente des CO2-Gesetzes tra­
gen der Wettbewerbsfähigkeit der Betrie­
be Rechnung und fördern Innovationen. 
Akzeptanz findet das Gesetz aber auch, 
weil es den Unternehmen Flexibilität bei 
der Umsetzung einräumt.» 

Wo das CO2-Gesetz ansetzt

CHFCHF

CO2
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Innovationen im Dienste 
des Klimas fördern 

Der Bund will technische Innovationen 
fördern, die zum Klimaschutz beitragen. 
Sie sollen den Ausstoss von Treibhausgasen 
senken, den Ressourceneinsatz reduzieren 
oder die Verwendung erneuerbarer Ener-
gien begünstigen. 

Zu diesem Zweck hat der Bund einen 
Technologiefonds geäufnet, der mit maxi-
mal 25 Millionen Franken pro Jahr aus den 
Erträgen der CO2-Abgabe gespeist wird.  
Der Fonds ermöglicht es dem Bund, Dar- 
lehen an Firmen zu verbürgen, die kli-
mafreundliche Anlagen oder Verfahren 
entwickeln. Aufgrund dieser Sicherheiten 
erhalten die Unternehmen von Banken 
leichter Darlehen. 

Über das Gebäudeprogramm fördern 
Bund und Kantone eine bessere Wärme-
dämmung und erneuerbare Energien, aber 
auch die Optimierung der Gebäudetechnik 
oder Massnahmen, welche die Nutzung der 
Abwärme ermöglichen.

Gemeinsam Klimaziele 
erreichen

Mit Branchen- und Zielvereinbarungen 
verpf lichten sich bestimmte Wirtschafts-
zweige und Firmen gegenüber dem Bund, 
freiwillig Massnahmen umzusetzen, um 
definierte Umweltziele zu erreichen. Bran-
chenvereinbarungen binden alle Betriebe 
eines Wirtschaftszweiges ein; neu wurde 
mit den KVAs eine solche Übereinkunft 
getroffen. Zielvereinbarungen werden 
individuell mit einzelnen Firmen abge-
schlossen. Sobald diese die Befreiung von 
der CO2-Abgabe anstreben, müssen sie eine 
verbindliche Verminderungsverpf lichtung 
eingehen. Verfehlen sie die gesetzten Ziele, 
werden Sanktionen fällig. Eine Firma kann 
aber auch eine Zielvereinbarung eingehen,  
ohne auf eine Befreiung von der CO2-Ab
gabe hinzusteuern. Werden in diesem Fall 
die angepeilten Werte verfehlt, ist keine 
Strafe zu befürchten. 

Wichtige Akteure bei den Zielverein
barungen sind die bereits seit einem run- 
den Jahrzehnt tätige Energie-Agentur der 
Wirtschaft EnAW und die neu gegründete 
Cleantech Agentur Schweiz – act; beide sind 
vom Bund mit der Umsetzung von Voll-
zugsaufgaben beauftragt. Diese Agenturen 
unterstützen die Firmen bei der Ausar-
beitung von Massnahmenplänen zu CO2-
Einsparungen, indem sie zum Beispiel die 
Produktionsprozesse systematisch analysie-
ren und Reduktionspotenziale identifizieren. 
Berechnungen zufolge haben Unternehmen, 
die ihre Prozesse entsprechend optimiert hat-
ten, 2012 rund ein Viertel weniger Treibh-
ausgase ausgestossen als noch im Jahr 1990. 

Die Autoflotte muss  
effizienter werden

Versuche, den Treibstoffverbrauch in der 
Schweiz über hohe Benzinpreise zu dros-
seln, haben politisch einen schweren Stand. 
Das CO2-Gesetz richtet sich daher auf die 
gesamte Fahrzeugf lotte: Es bestimmt, 
dass die 2015 neu zugelassenen Autos im 
Mittel nicht mehr als 130 Gramm CO2 pro 
Kilometer ausstossen dürfen. Dieser Durch-
schnittswert nimmt die Importeure in  
die Pf licht: Der Bund macht ihnen indivi-
duelle Zielvorgaben, um die CO2-Emissio- 
nen der gesamten Schweizer Fahrzeug-
f lotte zu reduzieren. Fahrzeuge, die grosse 
Mengen an Treibhausgasen ausstossen, 
können durch wenig emittierende Autos 
kompensiert werden. 

Treibstoffimporteure müssen bis 2020 
10 Prozent der vom Verkehr verursachten 
CO2-Emissionen ausgleichen – dies durch  
die Reduktion von Treibhausgasen mit  
Klimaschutzprojekten im Inland. Modell 
bei dieser Regelung stand der Klimarap- 
pen, mit dem die Erdölwirtschaft von 2005 
bis 2012 Massnahmen im In- und Ausland 
finanzierte. Für das Nachfolgeprogramm 
wurde die Stiftung Klimaschutz und 
CO2-Kompensation (KliK) gegründet. 
Die Stiftung will in den nächsten Jahren 
über 1 Milliarde Franken investieren und 
damit mindestens 6,5 Millionen Tonnen 
CO2 kompensieren. KliK kann entweder  
eigene Projekte durchführen oder Dritten 
die CO2-Reduktionsleistung in Form von 
Bescheinigungen abkaufen. Das BAFU 
stellt solche Bescheinigungen für Emissions
reduktionen aus, die über das übliche Mass 
hinausgehen. 
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Der Klimawandel ist ein schleichender Prozess. Wir gewöhnen uns an wärmere Winter, trockenere  
Sommer, häufigere Starkregen. Die Schweiz muss sich auf diese Veränderungen einstellen – je früher, 
desto besser. Mit einem Aktionsplan des Bundes werden die Weichen für die nötigen Anpassungen  
gestellt. Text: Stefan Hartmann

Chancen nutzen  
und Risiken klein halten

Klimaanpassung 

Bleierne Sommerhitze hängt über Sitten. Seit 
Wochen kein Tropfen Regen. Und regnet es doch 
einmal, dann umso heftiger. In Zukunft wird 
sich diese Situation als Folge des Klimawandels 
häufiger einstellen. Der Walliser Kantonshaupt­
ort weist den stärksten Temperaturanstieg der 
Schweiz in den vergangenen 30 Jahren auf, 
nämlich 0,5 Grad pro Jahrzehnt. Die Hitze be­
kommt vielen Menschen schlecht. Jetzt will 
sich Sitten besser für den Klimawandel wapp­
nen: Es soll grüner werden. Denn es fehlt der  
31 000 Einwohner zählenden Stadt an grünen 
Nischen mit Wiesen, Sträuchern und Bäumen,  
die Feuchtigkeit aufnehmen und abgeben kön­
nen, was kühlend auf das lokale Klima wirkt. 
Im Juni 2014 lancierte die Stadt deshalb eine 
Kampagne mit dem Ziel, Eigentümer privater 
Liegenschaften zu ermutigen, ihre Hinterhöfe, 
Dächer und Mauern zu begrünen oder Beton­
beläge durch Kiesflächen zu ersetzen. 

Die Sittener Kampagne ist Teil eines Pilotpro­
gramms, mit dem verschiedene Bundesämter die 
Umsetzung der Strategie des Bundesrates zur 
Anpassung der Schweiz an den Klimawandel 

vorantreiben wollen. Die Anpassungsstrategie 
soll aufzeigen, wie sich die Chancen des Klima­
wandels nutzen und seine Risiken minimieren 
lassen. In einem ersten Teil wurden im Jahr 2012 

die entsprechenden Ziele, Herausforderungen 
und Handlungsfelder formuliert. Der zweite, im 
Frühling 2014 erschienene  Teil ist der Aktions­
plan 2014–2019. Er zeigt auf, wie der Bund die 
formulierten Ziele erreichen und künftige Her­
ausforderungen bewältigen will. Der Plan sieht 
63 Massnahmen in unterschiedlichen Sektoren 
vor – eine davon ist das Pilotprogramm mit 31 
Projekten. 

Folgen für Natur, Wirtschaft und Gesellschaft 
«Mit den Pilotprojekten sollen die Kantone, Re­
gionen und Gemeinden für die Anpassung an den 
Klimawandel sensibilisiert und die Zusammen­
arbeit zwischen den Akteuren gefördert werden», 
sagt Thomas Probst, der das Pilotprogramm im 
BAFU koordiniert. Es soll verdeutlichen, wie 
wichtig eine frühzeitige Vorbereitung auf die 
Auswirkungen des Klimawandels ist. Als das 
BAFU im Frühjahr 2013 öffentlich zur Eingabe 
von Projektanträgen einlud, übertraf die grosse 
Zahl der Gesuche alle Erwartungen. Statt der 
erhofften zwei bis drei Dutzend Anträge gingen 
über 100 ein. Dies zeuge von grossem Interesse 
am Thema, freut sich Thomas Probst. 

«Kantone und Regionen erkennen immer mehr, 
dass der Klimawandel Tatsache ist und welche 
Konsequenzen der Anstieg der Temperaturen 
und die Veränderung der Niederschläge für die 
Natur, das Wirtschaftsleben und die Gesellschaft 
haben», ergänzt Roland Hohmann. Er ist im 
BAFU für die Anpassungsstrategie zuständig. 
Das genaue Ausmass des Klimawandels in der 
Schweiz hänge allerdings von der Entwicklung 
der globalen Treibhausgasemissionen ab. 

Doch so viel kann die Wissenschaft bereits heu­
te sagen: Die regionalen Klimamodelle zeigen für 

Der Aktionsplan «Klimaanpassung» soll Verände-
rungen besser und früher sichtbar machen und  
helfen, den Risiken des Klimawandels durch geeig-
nete Massnahmen zu begegnen.
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Nirgendwo in der Schweiz sind die Temperaturen derart gestiegen wie in Sitten (VS). 
Jetzt will sich die Stadt besser für den Klimawandel wappnen: Sie soll grüner  
werden, was sich kühlend auf das lokale Klima auswirkt.          Bild: Keystone/Laurent Gilliéron

die Schweiz, je nach Szenario, eine Temperatur­
zunahme von 1,5 bis 4 Grad bis gegen Ende dieses 
Jahrhunderts und eine deutliche Abnahme der 
Niederschläge im Sommer um bis zu 20 Prozent. 
Für Roland Hohmann steht deswegen fest: «Die 
Gesellschaft muss sich in den kommenden Jahr­
zehnten dringend mit den Auswirkungen des Kli­
mawandels befassen.» Mit Trockenheit und lokalen 
Wasserengpässen zum Beispiel – einem Thema, 
dem sich ein weiteres Pilotprojekt zur Anpassung 
im Seeland (FR, BE, VD) widmet.

Umgang mit knappem Wasser lernen
An die grosse Trockenheit der Sommer 2003 und 
2009 erinnern sich die Seeländer Gemüsebauern 
zwischen dem Fluss Broye und dem Hagneckkanal 
noch heute mit Unbehagen. Schmerzhaft mussten 
sie lernen, dass das scheinbar reichlich vorhandene 
Nass in ihrer Region nach nur wenigen Wochen 
versiegen kann. Die Folge waren grosse Ernte­
ausfälle. Für solche Dürreereignisse wollen die 

Landwirte im Seeland  künftig besser gewappnet 
sein. Darum sammelt gegenwärtig ein Team von 
Fachleuten Daten für eine Internetplattform, die ein 
Bewässerungsmanagement ermöglichen soll. Die 
Plattform erlaubt, Wasserstände, Bodenfeuchte oder 
Wetterentwicklung in Echtzeit abzurufen. Das hilft 
den Behörden und den Betroffenen, schneller zu 
handeln und Massnahmen zu ergreifen: Haushälte­
risch mit der kostbaren Ressource Wasser umgehen, 
lautet das Gebot der Stunde. 

«Wir müssen die Risiken, die ein wärmeres Kli­
ma mit sich bringt, minimieren lernen und die 
Anpassungsfähigkeit von Wirtschaft, Gesellschaft 
und Umwelt steigern», fordert Pamela Köllner von 
der BAFU-Abteilung Klima. Dazu gelte es, Heraus­
forderungen in drei Bereichen zu meistern. Das 
sind die Überwachung und Früherkennung von 
Veränderungen in der Umwelt, die Verringerung be­
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stehender Unsicherheiten und Wissenslücken sowie 
die Sensibilisierung, Information und Koordination. 

Zur Vertiefung des Wissens über die Folgen des 
Klimawandels für die Schweiz sieht die bundesrät­
liche Strategie eine Risikoanalyse mit sechs grossen 
Fallstudien vor. Sie betreffen die Grossräume Mit­
telland, Alpen, Voralpen, Jura, Südschweiz sowie 
die Agglomerationen. Dabei werden insbesondere 
die Risiken und Chancen des Klimawandels für den 
Zeitraum um das Jahr 2060 abgeklärt. 

Risikoanalysen für Aargau und Uri
Bereits liegen zwei dieser Studien vor: eine zum 
Kanton Aargau, die für den Grossraum Mittelland 
steht, und eine für den Kanton Uri, stellvertretend 
für die Bergregionen. Von gesamtschweizerischem 
Interesse sind diese Untersuchungen nicht zuletzt, 
weil sie Risiken konkretisieren. «Wir wissen, dass 
es billiger und einfacher ist, bei Entscheiden bereits 
heute den Klimawandel im Auge zu behalten, als 
erst später auf Veränderungen zu reagieren», betont 
Pamela Köllner. Die Risikoanalyse Aargau rechnet 
in den kommenden Jahrzehnten mit häufigeren 
und intensiveren Hitzewellen. Diese dürften in den 
grösseren Siedlungsgebieten und Städten zu erhebli­
chen gesundheitlichen Belastungen der Bevölkerung 
führen. Zudem dürften neu auftretende Allergene zu 
einer Verlängerung der Pollensaison führen, wovon 

allergische Personen betroffen wären. Positiv fällt ins 
Gewicht, dass im Aargau 2060 von milderen Win­
tern und damit geringeren Heizkosten ausgegangen 
werden kann; es sind beträchtliche Einsparungen zu 
gewärtigen. Andererseits wird der Bedarf an Kühl­
energie zunehmen. 

Für die Aargauer Bauern und Bäuerinnen liefert die 
Risikoanalyse sowohl gute wie weniger erfreuliche 
Nachrichten. Bedenklich stimmt: Beim Klimaszenario 
«stark» (Erwärmung 3 Grad und mehr) wird sogar 
im «Wasserschloss der Schweiz» vermehrt mit Was­
sermangel und Hitzestress zu rechnen sein. Dazu 
Roland Hohmann: «Die Bewässerung von Wiesen und 
Äckern wird in diesem Fall wohl immer wichtiger 
und zugleich schwieriger werden.» Die Flüsse könn­
ten ab 2060 wegen des fehlenden Schmelzwassers 
aus inzwischen stark oder ganz abgeschmolzenen 

Gletschern weniger Wasser führen. Und die positive 
Meldung: Eine moderate Erwärmung kann den Bau­
ern höhere Erträge bescheren. 

Die Klimaszenarien für den Kanton Uri zeigen auf, 
dass es auch in den Bergen deutlich wärmer wird. 
Wurden 1965 in Altdorf im Urner Talboden rund  
25 Sommertage mit einer Höchsttemperatur von 
mindestens 25 Grad verzeichnet, waren es 2008 be­
reits deren 45. Je nachdem, wie sich die künftigen 
Emissionen entwickeln, wird es in Altdorf um 2060 
zwischen 60 und 82 Sommertage geben. Ein ähnli­
ches Bild bietet Andermatt im Urserental. Im Mittel 
zählt das Bergdorf heute 136 Frosttage im Jahr. Je 
nach Ausmass der künftigen Erwärmung werden 
die Tage mit Minustemperaturen bis 2060 um rund  
20 bis 40 Prozent abnehmen. 

Es drohen häufigere Extremereignisse
Als inneralpine Region könnte der Kanton Uri in 
den kommenden Jahrzehnten vermehrt mit Ex­
tremereignissen konfrontiert sein. Noch lässt sich 
aber nicht genau sagen, wie sich die massgeblichen 
Prozesse verändern werden. Es sind aber gerade Er­
eignisse, auf welche die Gesellschaft bereits heute oft­
mals schlecht vorbereitet ist und die besonders hohe 
Schäden anrichten. Dies haben Naturkatastrophen 
in den letzten Jahren regelmässig gezeigt. Die hohen 
Schäden hängen aber auch damit zusammen, dass 
in den Bergen in den vergangenen Jahrzehnten zahl­
reiche teure Infrastrukturbauten erstellt wurden – 
zum Teil an mit Naturrisiken behafteten Standorten. 
Kurz: Die Gesellschaft ist viel verletzlicher geworden. 
Anpassungsstrategien werden deshalb nicht zuletzt 
dafür sorgen müssen, dass diese Verletzlichkeit nicht 
weiter zunimmt. Konkret könnte das heissen, dass 
mancherorts künftig nicht mehr gebaut werden darf.

Aber auch im Urnerland hat der Klimawandel 
nicht nur negative Folgen. Die Vegetationsperiode 
beispielsweise wird sowohl in Andermatt wie in Alt­
dorf um bis zu einem Viertel zunehmen, wodurch die 
Bauern mit mehr Erträgen rechnen können. Ebenfalls 
von den verlängerten Wärmeperioden profitieren 
wird der Sommertourismus. Und nicht zu verges­
sen: Wenn die Gletscher schmelzen, profitieren die 
Wasserkraftwerke von einem zusätzlichen Wasser­
angebot – jedoch nur vorübergehend. Letztlich führt 
eine Abnahme der Frosttage auch für die Urnerinnen 
und Urner zu tieferen Heizkosten.

Probleme mit Götterbäumen im Tessin
Ziel des Aktionsplans «Klimaanpassung» ist, negative 
Veränderungen des Klimawandels besser und früher 
sichtbar zu machen und den Risiken durch geeignete 

«Es ist billiger und einfacher, bei Entscheiden 
den Klimawandel bereits heute im Auge zu 
behalten, als erst später auf Veränderungen zu 
reagieren.»� Pamela Köllner, BAFU
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Massnahmen zu begegnen. Dies veranschaulicht 
auch ein Pilotprojekt aus der Südschweiz. Dort ist 
der Götterbaum, eine invasive gebietsfremde Art 
(Neophyt), infolge des wärmeren Klimas auf dem 
Vormarsch. Der Exot wurde vor über 100 Jahren als 
Zierbaum in Tessiner Gärten eingeführt und breitet 
sich mittlerweile rasant aus. 

Fachleute der Eidgenössischen Forschungsanstalt 
für Wald, Schnee und Landschaft WSL befürchten, 
dass der Kampf gegen den Eindringling bald verloren 
sein könnte. Im Maggiatal wollen sie deshalb mit 
einem Pilotprojekt das Wissen zum Götterbaum ver­
tiefen. Grund: Die schnell wachsenden Bäume stellen 
eine Gefahr für Schutzwälder dar, sie sind oft von 
Kernfäule befallen und werden demzufolge rascher 
Opfer von Sturmwinden als angestammte Baumar­
ten. Das im Tessin erarbeitete Anpassungswissen 
dürfte übrigens bald auch nördlich der Alpen von 
Nutzen sein. Forstfachleute gehen davon aus, dass 
sich der Götterbaum in den kommenden Dekaden 
auch da ausbreiten wird. 

Noch steht nicht im Detail fest, wie die Schweiz mit 
den Folgen des Klimawandels umgehen wird. Von 
Risikoanalysen, Strategien und Pilotprojekten führt 
ein langer Weg zu konkreten Massnahmen. «Doch 

mit der Anpassungsstrategie hat der Bundesrat erste 
Weichen gestellt und aufgezeigt, dass der Klimawan­
del auch in der Schweiz Anpassungen unumgänglich 
macht», erklärt BAFU-Anpassungsspezialist Roland 
Hohmann. «Vor allem aber gilt es, die Ursachen des 
Klimawandels zu bekämpfen. Wir müssen unseren 
Verbrauch an fossilen Energien drastisch senken.» 
Gelingt dies nicht rechtzeitig, könnten die Anpassun­
gen an den Klimawandel auch in der Schweiz sehr 
aufwendig und teuer werden.

Weiterführende Links zum Artikel:
www.bafu.admin.ch/magazin2014-4-05

Kontakt
Roland Hohmann
Sektion Klimaberichterstattung und 
-anpassung, BAFU 
058 465 58 83
roland.hohmann@bafu.admin.ch

Der Götterbaum, eine invasive gebietsfremde Art, ist wegen 
des wärmeren Klimas in der Südschweiz auf dem Vor-
marsch. Der Exot wurde vor über 100 Jahren als Zierbaum 
eingeführt; heute gefährdet er Schutzwälder. �
� Bilder: Jan Wunder, Marco Conedera, WSL
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Auf Kühlung angewiesene Branchen wie der Lebensmittelhandel und die Automobilindustrie mussten lange  
auf treibhausgashaltige Kältemittel zurückgreifen. Inzwischen kommen zunehmend Ersatzprodukte zur  
Anwendung, doch auch diese haben ökologische oder sicherheitstechnische Handicaps. Die Suche nach  
optimalen Kältemitteln muss deswegen nicht nur dem Schutz der Umwelt, sondern auch der Energieeffizienz  
und der Sicherheit Rechnung tragen. Text: Pieter Poldervaart

Die langwierige Suche nach 
umweltverträglicher Kühlung

Kältemittel

Während Jahrzehnten galten in 
der Kältetechnik Fluorchlorkoh­
lenwasserstoffe als die perfekte 
Chemikalie. Doch in den 1970er-
Jahren wurde klar, welch grossen Scha­
den die unter dem Kürzel FCKW bekannten 
Stoffe in der Ozonschicht anrichten. 1987 läutete 
deshalb das Montreal-Abkommen ihr weltweites 
Verbot ein. Seither ist die Kälteindustrie damit 
beschäftigt, nach immer neuen Alternativen zu 
suchen. Mit Tetrafluorethan (R134a) war schon bald 
ein neues Kältemittel ohne schädigende Nebenwir­
kung für die Ozonschicht gefunden. Bloss, so zeigte 
sich, hat es andere negative Eigenschaften: In der 
Luft freigesetztes R134a ist stark klimaschädigend. 
Dieses Kältemittel zählt zu den synthetischen Treib­
hausgasen, deren Bedeutung stark zugenommen 
hat. Machten die synthetischen Gase 1990 knapp  
0,5 Prozent der Schweizer Emissionen aus, waren 
es 2012 bereits 2,9 Prozent. Der weltweite Ausstoss 
könnte unter «Business as usual»-Bedingungen im 
Jahr 2050 rund 10 bis 20 Prozent der gesamten 
Treibhausgasemissionen erreichen.

Die Lebensmittelbranche, die 
auf Kühlung im grossen Stil an- 

gewiesen ist, setzt deshalb zuneh­
mend auf Kohlendioxid (CO2) als Kälte­

mittel. Sein Vorteil: Es ist 1430-mal weni­
ger klimawirksam als Tetrafluorethan. «Darüber 

hinaus ist der Stromverbrauch bei CO2-Kühlungen 
tiefer als bei anderen Kältemitteln», sagt Coop-
Sprecher Urs Meier. Zudem könne die Abwärme 
effizienter genutzt werden. Deshalb installiert der 
Grossverteiler seit 2010 nur noch CO2-Kühlanlagen. 
Bereits sind 300 Supermärkte umgerüstet, was  
40 Prozent aller Standorte entspricht. Dieselbe 
Politik verfolgt Coop auch im Ausland, erklärt 
Urs Meier: «Anfang 2014 eröffneten wir eine neue 
Filiale unserer Abholgrossmarktkette Fegro/Selgros 
im russischen Wolgograd – und nahmen dort die 
erste CO2-Kälteanlage Russlands in Betrieb.» Wei­
tere Verbesserungen strebt Coop durch optimierte 
Prozesse und Kühlmöbel an. Auch Konkurrent Lidl 
setzt nebst Ammoniak auf CO2 als Kältemittel. Für 
kleinere Kühleinheiten kommt auch Propan zum Ein­
satz. Doch, so gibt Lidl-Sprecher Dominik Lehmann 
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In einigen Jahren wird man in der Schweiz vorwiegend Wohnhäuser bauen, deren Wärmebedarf sich ohne  
CO2-Emissionen decken lässt. Umso bedeutender für den Klimaschutz werden dann die im Gebäude steckenden 
grauen Emissionen und das Verhalten der Bewohnerinnen und Bewohner. Die Genossenschaftssiedlung  
Oberfeld in der Agglomeration Bern nimmt die Zukunft des Wohnens vorweg.  
Text: Hansjakob Baumgartner, Bild: Christine Bärlocher/Ex-Press

Auch die grauen Emissionen zählen
Klimaschonendes Bauen
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Die Schweizer Landwirtschaft will ihren Treibhausgasausstoss bis Mitte dieses Jahrhunderts um mindestens  
ein Drittel reduzieren. Dies verlangt die Klimastrategie des Bundesamtes für Landwirtschaft. Herausgefordert 
ist dabei namentlich die Rindviehhaltung. Ein Betrieb bei Rothrist (AG) zeigt beispielhaft, wie eine ganzheitliche 
Lösung aussehen kann. Text: Hansjakob Baumgartner, Bild: Christine Bärlocher/Ex-Press

Wiesenmilch  
für den Klimaschutz

Landwirtschaft
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Die Zukunft des Klimas  
liegt in unserer Hand 

Klimaschutz im Alltag

Immer mehr Menschen schliessen sich zusammen, um sich gemeinsam für den Klimaschutz 
einzusetzen. Dazu zählen die von einem Westschweizer Umweltmagazin lancierte «Grosseltern-
Bewegung», ein Zürcher Bauernverein sowie Schulklassen, die bei der Initiative «Klimapioniere» 
mitmachen. Text: Cornélia Mühlberger de Preux

Am 5. Juni 2014 trafen sich rund 50 Männer und 
Frauen in der Salle des Vignerons im Bahnhof 
Lausanne zur Gründung einer Bewegung von Gross­
eltern, die sich für den Klimaschutz starkmachen. 
Die Anwesenden – die einen mit graumeliertem 
Schnauz, die andern mit elegant getöntem Dutt oder 
Silbersträhnen im Haar – waren aus der ganzen 
Westschweiz angereist. Auch die Palette der ver­
tretenen Berufe war vielfältig: Werber, Geografin, 
Physiker oder Lehrerin, einige bereits pensioniert, 
andere noch im Erwerbsleben. Das Nachmittags­
programm war vollgepackt. Geplant war, einen 
Gründungstext zu formulieren, die Zielsetzungen 
zu definieren, sich einen Namen zu geben und sich 
auf erste konkrete Aktionen zu einigen.

Lobbyarbeit auf allen Ebenen
So philosophierten und diskutierten die Teilneh­
menden nicht nur rege, sondern brachten auch Vor­
schläge ein. Mit dabei war Eva Affolter-Svenonius, 
die früher im BAFU tätig war und heute grosse 
Hoffnungen in die  «Bewegung der Grosseltern für 
das Klima» setzt. Für die ehemalige Mitarbeiterin 
der Abteilung Internationales, die unter anderem 
die Arbeiten des Weltklimarates IPCC verfolgt, ist 
der Klimaschutz absolut prioritär geworden. Das 
Klima sei aus dem Gleichgewicht geraten, erklärt sie, 
die Lage werde immer prekärer, und es sei höchste 
Zeit, konkrete Massnahmen zu ergreifen. «Es reicht 
nicht, sich privat vernünftig zu verhalten», ist Eva 
Affolter-Svenonius überzeugt. «Man muss auf allen 
politischen Ebenen – lokal, kantonal und national, 
ja gar international – Lobbyarbeit betreiben.»

Ideen für Aktionen gab es viele im Bahnhofbuffet 
von Lausanne. Unter anderem wurde vorgeschlagen, 
anlässlich der UNO-Klimakonferenz vom November 
2015 einen Protestmarsch am Konferenzort Paris zu 

organisieren. Andere Vorschläge waren, generatio­
nenübergreifende Veranstaltungen zu spezifischen 
Themen durchzuführen, sich der Kampagne «Go 
Fossil Free» anzuschliessen, eine Charta der per­
sönlichen Verpflichtungen zu erarbeiten oder das 
Wasser als gemeinsames Gut zu propagieren.

Helden des Alltags
Bewegungen älterer Menschen für das Klima gibt es 
bereits in mehreren skandinavischen Ländern und 
in Nordamerika. Begonnen hat alles in Norwegen 
mit der Kampagne «Grosseltern für das Klima»: Ihr 
wichtigstes Ziel war es, das Staatsunternehmen 
Statoil zum Rückzug aus Ölsand-Projekten zu be­
wegen. Dazu verbündeten sich die Norweger mit der 
kanadischen Bewegung «For Our Grandchildren», 
die sich in ihrem Land für die gleichen Anliegen 
einsetzt. Um Druck zu machen, gehen die engagier­
ten Seniorinnen und Senioren regelmässig auf die 
Strasse, verteilen Handzettel, sprechen Passanten 
an, demonstrieren.

Die Idee, in der Westschweiz eine ähnliche Be­
wegung auf die Beine zu stellen, stammt von der 
«Revue Durable», einer vierteljährlich erscheinen­
den Zeitschrift, die fundierte Dossiers zu Themen 
der nachhaltigen Entwicklung publiziert – sei dies 
zu Energie, Informationstechnologie, Biodiversität 
oder eben zum Klimawandel. Das Magazin steht 
auch hinter der Website «Le climat entre nos mains», 
auf der Interessierte erfahren, wie sie ihre eigenen 
Treibhausgasemissionen reduzieren und damit 
Kyoto-kompatibel oder gar noch klimaschonender 
werden können. Jedermann kann dort die eigene 
CO2-Bilanz berechnen und überprüfen, wie sie oder 
er im Vergleich zum Schweizer Durchschnitt und 
zu den im Kyoto-Protokoll formulierten Klimazielen 
steht. Fortsetzung Seite 32



    

 

KLEIDER TROCKNEN ...

… an der Wäscheleine 
  statt im Tumbler*   

CO2-Einsparungen pro Jahr

Gewinn pro Jahr
68 kg

110 CHF

* 557 kWh pro Jahr

 

… LED-Lampen statt Glühbirnen*   

CO2-Einsparungen pro Jahr
Gewinn pro Jahr

32 kg

46 CHF

* 4000 h Leuchtdauer pro Jahr

LICHT EINSCHALTEN ...
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Beim Wohnen belasten der Energiekonsum und das Heizen das Klima am meisten.
Wer in diesem Bereich Energie sparen will, schafft sich wo immer möglich effiziente  
A+++-Geräte an und schaltet Lampen und Geräte wann immer möglich aus. Da viele Geräte 
beim Ausschalten automatisch auf Standby gehen, empfiehlt es sich, Stromleisten zu  
benutzen, um den Strom vollständig abzuschalten. Durch den Bezug von ökozertifiziertem 
Strom lässt sich der CO2-Ausstoss ganz gezielt senken. 
Auch beim Heizen bringen kleine Schritte viel: Mit jedem Grad, das weniger geheizt wird, 
lassen sich nicht nur 6 Prozent CO2-Emissionen, sondern auch Geld einsparen. Für Eigen
tümerinnen und Eigentümer empfiehlt sich das Bauen nach Minergie-Standard. Auch beim 
Sanieren zahlen sich verschiedene energiesparende Massnahmen aus.

Pro Jahr belastet jede Schweizerin und 
jeder Schweizer die Atmosphäre mit 
rund 11,6 Tonnen Kohlendioxid (CO2) 
– die grauen Emissionen eingerechnet,  
die mit importierten Gütern und Dienst­
leistungen verbunden sind. Der weltweite 
Durchschnitt liegt bei schätzungsweise 
5,3 Tonnen pro Person (Stand 2011). Die 
persönliche Treibhausgasbilanz wird 
durch unser Verhalten in verschiedenen 
Lebensbereichen geprägt. Klimaschutz im 
Alltag ist vor allem beim Wohnen und 
Essen sowie bei der Mobilität und der 
Freizeit möglich. 

Neben allgemeinen Ratschlägen (fett 
gedruckt) hat das BAFU rund ein Dutzend 
besondere Klimatipps erarbeitet (siehe 
Illustrationen): Sie zeigen, wie viel CO2 und 
wie viel Geld sich einsparen lassen, wenn 
wir uns umweltbewusstes Verhalten an­
gewöhnen und überlegte Kaufentscheide 
treffen. Zur Berechnung dieser Klimatipps 
wurden verschiedene Quellen herange­
zogen. Die ermittelten Werte beziehen 
sich sowohl bei den verwendeten Geräten 
wie bei den benutzten Verkehrsmitteln 
und den Konsumgewohnheiten auf das 
Verhalten eines Durchschnittsschweizers 
oder einer Durchschnittsschweizerin. Bei 
den Zahlen handelt es sich um Richtwerte; 
sie sollen die Grössenordnung der mögli­
chen Einsparungen wiedergeben. Die CO2-
Einsparungen beinhalten die Emissionen 
aller Treibhausgase umgerechnet auf CO2.

Dass Konsumentinnen und Konsumen­
ten beim Einkaufen noch zu wenig an 
den Klimaschutz denken, liegt oft nicht 
am mangelnden Willen, sondern am 
fehlenden Wissen. Gefragt sind bessere 
Information, Aus- und Weiterbildung 
sowie Beratung. Zu diesem Zweck baut 
das BAFU zurzeit ein umfassendes Klima­
programm auf.

Klimatipps für den Alltag
Wie lässt es sich klimaschonender leben? Und wie können die eigenen 
CO2-Emissionen reduziert werden? Im Alltag gibt es zahlreiche  
Möglichkeiten, einen persönlichen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten.  
Text: Carla Gross, BAFU, und Cornélia Mühlberger de Preux

Quellen: Besonders sparsame Haushaltsgeräte 2013/2014, 
Klimaschutz- und Energie-Beratungsagentur, Treibhausgas
emissionen der Schweizer Strommixe, ESU-services / Factsheet 
Viel Licht für wenig Strom, WWF 

Wohnen 

und Bauen

 

STROM BEZIEHEN ...

… ökozertifiziert statt      Standardangebot*   

CO2-Einsparungen pro Jahr
Verlust pro Jahr

210 kg
   400 CHF

* 2000 kWh pro Jahr

ökozert i f iziert
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«Wir bewegen uns  
in die richtige Richtung,  
aber nicht schnell genug»

Globales Klimaabkommen

Als Klimaverantwortliche der Vereinten Nationen ist Christiana Figueres eine der zentralen 
Figuren in der internationalen Klimapolitik. Im Interview mit umwelt erklärt die Chefin  
des UNO-Klimasekretariats, weshalb sie an ein globales Klimaabkommen glaubt, was sie 
von der Schweizer Klimapolitik hält und warum Ölfirmen in Solarenergie investieren.  
Gespräch: Kaspar Meuli

Die Klimadiplomatin

Christiana Figueres wurde 1956 als 

Tochter des Präsidenten von Costa 

Rica, José Figueres Ferrer, geboren. 

Ihre Mutter ist eine dänischstäm-

mige Amerikanerin. Christiana 

Figueres hat unter anderem Anthro

pologie an der London School of 

Economics studiert und Karriere in 

der Verwaltung ihres Heimatlandes 

sowie in internationalen Organisa-

tionen gemacht. 2010 wurde sie 

Chefin des UNO-Klimasekretariats 

in Bonn. Sie ist mit dem deutschen 

Weltbankmanager Konrad von Ritter 

verheiratet und hat zwei Töchter.

� Bild: Keystone/Laif Anders Birch
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Reduktionsverpflichtung  
für alle Staaten

Globales Klimaabkommen

Die bisherigen globalen Anstrengungen, um die Klimaerwärmung unter 2 Grad zu halten, reichen klar nicht 
aus. Dennoch hat das internationale Klimaregime in den letzten Jahren wichtige Fortschritte erzielt. Zum 
nächsten Meilenstein soll 2015 das Abkommen von Paris werden. Text: Franz Perrez, BAFU

Die UNO-Klimarahmenkonvention von 1992 fordert 
die Länder in allgemeiner Form auf, ihre Treib­
hausgasemissionen zu beschränken. 1997 wurde das 
Umweltabkommen mit dem Kyoto-Protokoll ergänzt, 
welches für die Industrieländer in der Periode 2008 bis 
2012 rechtlich verbindliche Emissionsbeschränkungen 
vorsah. Die Ziele dieser ersten Kyoto-Periode wurden 
erreicht; auch die Schweiz hat ihre Kyoto-Verpflichtung 
erfüllt. 

Entwicklungsländer zählen zu den wichtigsten Emittenten 
Bis 2012 waren nur Industrieländer, die das Kyoto-
Protokoll ratifiziert haben, zur Reduktion ihrer Emissi­
onen verpflichtet. Diese verursachen heute weniger als 
15 Prozent der globalen Emissionen. Sie allein können 
das globale Klimaproblem nicht lösen, denn ein zuneh­
mend grösserer Anteil der Treibhausgase stammt aus 
Entwicklungsländern. Der absolut grösste Verursacher 
ist heute China, 5 der 10 weltweit grössten Emittenten 
sind Entwicklungsländer. Bald werden diese auch im 
historischen Vergleich mehr Treibhausgase emittiert 
haben als die Industrienationen. Dieser Tatsache muss 
ein künftiges Klimaabkommen Rechnung tragen.

Die Klimakonferenz von Cancún hat deshalb 2010 
beschlossen, dass für die Periode 2013 bis 2020 alle 
Länder freiwillige Emissionsreduktionen eingehen 
sollen. Nebst den Industrieländern haben auch viele 
Entwicklungsländer Engagements angekündigt, wes­
halb das Klimaregime nun insgesamt 80 Prozent der 
globalen Emissionen erfasst. Ferner wurde in Cancún 
beschlossen, dass die Industriestaaten die Entwick­
lungsländer beim Erreichen ihrer Reduktionsziele 
mit einer Anschubfinanzierung von 30 Milliarden US-
Dollar unterstützen. Ab 2020 sollen die reichen Länder 
jährlich 100 Milliarden US-Dollar an Unterstützungsgel­
dern mobilisieren. Die Umsetzung dieser freiwilligen 
Engagements wird überprüft. 

In Ergänzung des freiwilligen Rahmens wurde 
2011 an der Klimakonferenz von Durban eine zwei­

te Kyoto-Periode beschlossen. Sie verpflichtet die 
Industrieländer zu weiteren rechtlich verbindlichen 
Emissionsreduktionen. Die Schweiz muss ihre Emissio­
nen bis 2020 gegenüber 1990 um 20 Prozent verringern. 
Und schliesslich wurde in Durban auch entschieden, 
dass bis 2015 ein Klimaabkommen für die Zeit nach 
2020 auszuhandeln sei. Es soll alle Länder rechtlich 
erfassen und Ende 2015 in Paris verabschiedet werden. 

Die grössten Schwierigkeiten bei der Aushandlung 
des Pariser Abkommens betreffen seine rechtliche 
Form, die Differenzierung zwischen den Ländern sowie 
Finanzierungsfragen. Mehrere Entwicklungsländer, 
insbesondere auch grosse Emittenten sowie Öl und 
Gas produzierende Staaten, wehren sich immer noch 
gegen ein Abkommen, das allen Ländern Reduktionen 
vorschreibt. 

Die Schweiz setzt sich, zusammen mit einer Reihe 
von progressiven Industrie- und Entwicklungsländern, 
zu denen auch ärmste Länder und kleine Inselstaa­
ten gehören, für ein dynamisches Abkommen ein. 
Es soll alle Staaten zur Reduktion ihrer Emissionen 
verpflichten und nicht mehr pauschal zwischen Indus­
trienationen und Entwicklungsländern unterscheiden. 
Die Länder sollen aber ihren Emissionen und ihrer 
wirtschaftlichen Kapazität entsprechend differenziert 
werden. Staaten, die dazu in der Lage sind, also auch 
wohlhabende «Entwicklungsländer» wie Singapur, 
Korea oder Saudi-Arabien, sollen dazu verpflichtet 
werden, auf Unterstützung angewiesenen Ländern 
finanziell unter die Arme zu greifen.

Weiterführende Links zum Artikel:
www.bafu.admin.ch/magazin2014-4-12

KONTAKT
Franz Perrez
Botschafter, Abteilungschef Internationales
BAFU
058 462 93 23
franz.perrez@bafu.admin.ch
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GEF: mehr Geld, mehr Verständnis

Der 1991 gegründete Globale Umweltfonds (GEF) dient  
der Finanzierung von Umweltprojekten in Entwick­
lungs- und Transitionsländern. Rund ein Drittel der 
GEF-Gelder ist für das Klima bestimmt. Der Fonds zählt 
181 Mitgliedsstaaten und wird alle 4 Jahre aufgefüllt.  
Zu diesem Zweck verabschiedete der Bundesrat am  
3. September 2014 für den Zeitraum von 2015 bis 2018 
rund 148 Millionen Franken zugunsten des weltweiten 
Umweltschutzes. Davon sind 125 Mio. Franken für  
die 6. Wiederauffüllung des GEF vorgesehen. Damit 
bleibt der Schweizer Beitrag gleich hoch wie für die Zeit 
zwischen 2011 und 2014. 

Die Schweiz bildet im GEF zusammen mit Aserbaid­
schan, Kasachstan, Kirgistan, Tadschikistan, Turkme­
nistan und Usbekistan eine Stimmrechtsgruppe. Die 
Länder Zentralasiens wie auch Aserbaidschan sind 
stark von den Klimaveränderungen und deren Folgen 
betroffen. Ende September 2014 trafen sich in Bern 
Vertreter und Vertreterinnen all dieser Nationen und 
von 5 Organisationen, welche GEF-Projekte umsetzen 
(u. a. Internationale Naturschutzunion, IUCN, Euro­
päische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, 
EBRD). Dabei diskutierten sie über die Strategie des 
GEF und seine Funktionsweise sowie über konkrete 
technische Hilfestellungen bei der Umsetzung von 
Umweltprojekten. «Solche Treffen helfen uns sehr, 
die Funktionsweise des GEF noch besser zu verstehen 
und die Zusammenarbeit zu organisieren», bilanzierte 
Ainur Sospanova, die Vertreterin Kasachstans.

Stefan Schwager 
Bereichsleiter Internationale Umweltfinanzierung, BAFU 
058 462 69 56, stefan.schwager@bafu.admin.ch

In
ternational

37

Wichtige Termine der internationalen Umweltpolitik

Nachhaltigkeit: «grundsätzlich positiv» 

An der Rio+20-Konferenz im Juni 2012 beschlossen die 
Mitgliedsstaaten, internationale Ziele für eine nachhaltige 
Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) zu erar­
beiten. Diese betreffen alle drei Bereiche der Nachhaltigkeit 
(Umwelt, Wirtschaft und Soziales) und sollen für sämtliche 
Länder Gültigkeit haben. Nach langen Verhandlungen 
verabschiedete eine Arbeitsgruppe mit Vertreterinnen und 
Vertretern der UNO-Mitgliedsstaaten – trotz Vorbehalten 
einzelner Länder – am 19. Juli 2014 in New York einen  
abschliessenden Bericht. Er enthält 17 übergeordnete 
Ziele und 169 sogenannte Targets, die im September 2014 
an die UNO-Generalversammlung übergeben wurden. Im 
September 2015 sollen sie an einem UNO-Gipfel endgültig 
beschlossen werden. 

Als Vertreterin der Schweiz brachte die BAFU-Mitarbeiterin 
Anik Kohli die Anliegen des Umweltschutzes in die Ver­
handlungen ein. Das Ergebnis wertet sie als «grundsätzlich 
positiv». So gebe es etwa ein eigenständiges Ziel zum Thema 
Wasser, das, wie von der Schweiz vorgeschlagen, über den 
Zugang zu sauberem Trinkwasser und zu funktionierenden 
sanitären Anlagen hinausgehe und beispielsweise die Rele- 
vanz der Ökosysteme anerkenne. Auch die Themen Chemi­
kalien- und Abfallmanagement, nachhaltige öffentliche 
Beschaffung, nachhaltiger Konsum und nachhaltige Produk- 
tion seien im Abschlussdokument berücksichtigt worden. 
Neben anderen Zielen komme der Umweltaspekt jedoch vor 
allem in den Bereichen Wachstum und Arbeit zu kurz.

Anik Kohli 
Sektion Globales, BAFU  
058 463 30 05, anik.kohli@bafu.admin.ch
Schlussdokument mit allen Zielen:  
http://sustainabledevelopment.un.org/focussdgs.html (E)

3.–5. Dezember 2014
8. Vertragsparteienkonferenz der 
Konvention über Industrieunfälle 
unter Führung der Wirtschafts-

kommission für Europa der  
Vereinten Nationen (UNECE)  

in Genf

1.–12. Dezember 2014
UNO-Klimakonferenz in Lima (Peru)

15.–17. Dezember 2014 
2. Treffen der Arbeitsgruppe zur 
Erarbeitung eines strategischen 
Konzepts für das internationale 

Chemikalienmanagement in Genf 
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 SZ 

Vernetzte Lebensräume
Der Elisabeth und Oscar Beugger-Preis 2014 
ging an das «Vernetzungsprojekt Höfe» im Kanton 
Schwyz. Landwirte hatten dort 20 neue Teiche  
und Tümpel angelegt und damit wichtige Lebens-
räume für Erdkröten, Gelbbauchunken und an- 
dere gefährdete Amphibien geschaffen. Für Pro 
Natura und die Emanuel und Oscar Beugger-
Stiftung hat das Projekt Beispielcharakter: «Ein 
Miteinander von Landwirtschaft und Naturschutz 
ist ein Gewinn für alle», so die Begründung. Der 
Beugger-Preis ist einer der bedeutendsten Natur-
schutzpreise der Schweiz, wird alle zwei Jahre 
vergeben und ist mit 50 000 Franken dotiert.
www.pronatura.ch/beugger-preis-2014, 061 317 91 91
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Einmalige Messreihe
Seit 1914 werden an zwei Standorten auf dem 
Claridenfirn in den Glarner Alpen der Zuwachs 
von Schnee im Winter und die Schmelze von Firn 
und Eis im Sommer gemessen. Diese Messreihe 
ist in ihrer Länge einmalig und im Zusammenhang 
mit der Erforschung der Klimaänderung im Hoch-
gebirge von grossem Wert. Während Messungen 
zur Längenveränderung von Gletschern bereits 
seit Mitte des 19. Jahrhunderts in den Schwei-
zer Alpen durchgeführt werden, sind solche zur 
Schneeakkumulation und Schmelze auf Glet-
schern weltweit selten, da aufwendig. Sie bedin-
gen nach wie vor umfangreiche manuelle Aufnah-
men vor Ort. Die Massenveränderung auf einem 
Gletscher wird durch Niederschlag, Temperatur 
und Sonneneinstrahlung bestimmt. Die Messung 
im Frühling zeigt jeweils, wie viel Schnee sich den 
Winter über auf dem Gletscher angesammelt hat. 
Im Herbst lässt sich dann der Umfang der während 
des Sommers erfolgten Eisschmelze ablesen.
www.glaciology.ethz.ch/swiss-glaciers

 GR 

Gänse gegen Vergandung
Seit zwei Jahren grasen  19 Diepholzer Gänse 
auf einem Flachmoor bei Samedan. Im Bewei-
dungsprojekt von Pro Natura sollen die Tiere 
eine Vergandung des über 2 Hektaren grossen  
Naturschutzgebiets verhindern. Seggen hatten 
dort einen dichten Filz gebildet, der Blütenpflan-
zen verdrängte. Die ersten Resultate stimmen 
hoffungsvoll. Das Beweiden mit den Gänsen hat 
entscheidende Vorteile: Die Tiere sind pflege-
leicht und strikte Vegetarier, zudem leichter als 
etwa Hochlandrinder und verursachen somit 
keine Trittschäden. Die Diepholzer Gans stammt  
ursprünglich aus der Grafschaft Diepholz im 
Norden Deutschlands. In der Schweiz rettete die 
Stiftung Pro Specie Rara die Tiere vor dem Aus-
sterben. 
Marcel Züger, Schutzgebietsverantwortlicher von  

Pro Natura Graubünden, 079 832 62 02,  

marcel.zueger@pronatura.ch

 UR 

Das beste Insektenhotel
Im Schuljahr 2013/14 nahmen 2417 Schülerinnen 
und Schüler aus 130 Innerschweizer Schulklassen 
an einem Wettbewerb teil: Im Rahmen des Pro-
jekts «Ökologische Nischen» der Albert Koechlin 
Stiftung (AKS) erstellten sie auf ihrem Schulge
lände Insektenhotels. Den Lehrkräften wurden 
Unterrichtsmaterialien zur Verfügung gestellt und 
finanzielle Hilfe für die Materialkosten angeboten. 
Den ersten Preis und 500 Franken gewann die  
5. Klasse aus Attinghausen, deren Wildbienen-
haus, so die Jury, ästhetisch wie auch in der Viel-
falt der dargebotenen Nisthilfen und -plätze über-
zeugte. «Die Insektenhotels bieten den Schülern 
ideale Möglichkeiten, diese Lebewesen zu beob-
achten», betont AKS-Projektleiter Philipp Christen. 
«Gleichzeitig erhalten die Wildbienen dringend 
notwendigen Lebensraum.»
Albert Koechlin Stiftung, 041 226 41 36,  

philipp.christen@aks-stiftung, 

http://aks-stiftung.ch

 AG 

20 Jahre Auenschutz
Mit grosser Mehrheit nahm das Aargauer Stimm-
volk 1993 eine Volksinitiative an, die den Kan-
ton dazu verpflichtete, mindestens 1 Prozent 
seiner Fläche als Auenlandschaften zu erhalten 
oder in solche umzuwandeln. Bis heute sind auf 
1326 Hektaren Auenlandschaften entstanden, was 
0,94 Prozent der Kantonsfläche entspricht. Der- 
zeit wird bei Rietheim die einzige längere un
gestaute Fliessstrecke am Hochrhein zwischen 
Bodensee und Basel renaturiert. Für die vernetz-
ten Flusslandschaften hat der Kanton bisher rund  
50 Millionen Franken investiert; die Hälfte davon 
erhält er via Bundessubventionen wieder zurück. 
Es sind weitere Renaturierungen von 308 Hekta-
ren geplant, wobei der Zeitpunkt der Realisierung 
aufgrund der kantonalen Sparbemühungen noch 
ungewiss ist (siehe auch Rubrik Bildung, S. 57).
Bruno Schelbert, Departement Bau, Verkehr und 

Umwelt, 062 835 34 67, bruno.schelbert@ag.ch

 ZH 

Wespenarten verwechselt 
Vier Schweizer Insektenforscher entdeckten vor 
sechs Jahren in einem Sumpfgebiet am Grei-
fensee eine neue Wespenart und gaben ihr im 
Frühjahr 2014 den Namen Schweizer Feldwespe 
(Polistes helveticus). Das Besondere: Die Schwei-
zer Feldwespe gibt es hierzulande schon lange, 
und sie wurde oft gesichtet – nur hielt man sie 
fälschlicherweise für eine sehr ähnliche Art aus 
dem Mittelmeergebiet, nämlich die Zierliche Feld-
wespe (Polistes bischoffi). Erst als diese südliche 
Verwandte aufgrund klimatischer Veränderun-
gen in den Norden zog, wurde die Verwechslung  
offensichtlich. Dem Insektenforscher Rainer Neu-
meyer fiel der minimale Farbunterschied an den 
Antennen auf. Bei der Zierlichen Feldwespe sind 
sie gelb, bei der Schweizer Feldwespe an der 
Oberseite schwarz.
Dr. Rainer Neumeyer, neumeyer.funk@bluewin.ch
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Fischotter

Ein Totgesagter kehrt zurück
Seit den späten 1980er-Jahren gilt der Fischotter in der Schweiz als ausgestorben. Doch nun feiert die noch 
im letzten Jahrhundert als Fischräuber erbarmungslos verfolgte Art bei uns ein Comeback. Das hätte ihr vor 
20 Jahren niemand zugetraut. Text: Hansjakob Baumgartner

Sie erscheinen wie Irrgäste aus dem 
Nichts: In jüngster Zeit sind an ver­
schiedenen Orten der Schweiz Fischotter  
(Lutra lutra) aufgetaucht – so zum Bei­
spiel am Rhein bei Domat/Ems (GR). Hier 

filmte eine Videokamera, die man zwecks 
Erfolgskontrolle bei der Fischtreppe des 
Kraftwerks Reichenau montiert hatte, im 
Winter 2009/2010 zweimal einen Otter. 
Handelte es sich um ein flüchtiges Tier 

aus Gefangenschaft? Tatsächlich war 
zweieinhalb Jahre zuvor ein Männchen 
aus einem Gehege bei Männedorf (ZH) 
entwichen. Oder war es ein Einwanderer 
aus Österreich? Auch dies ist nicht ganz 

In grenznahen Gewässern der Schweiz tauchen wieder vermehrt Fischotter auf. � Bilder: Edi Day, Küsnacht







UMWELT UNTERWEGS < umwelt 4/2014

43

Bequem zu Fuss über die Alpen
Winterwanderung über den Gemmipass

Der Gemmipass führt von Kandersteg im 
Berner Oberland über den nördlichen 
Hauptkamm der Alpenkette nach Leuker­
bad im Wallis. Für die Region Bern war 
der Übergang während Jahrhunderten 
die kürzeste Verbindung nach Italien 
und deshalb eine wichtige Handels­
route. Der für hochalpine Verhältnisse 
streckenweise recht breite Weg ist im 
Inventar historischer Verkehrswege 
der Schweiz erfasst, hat aber heute nur 
noch eine touristische und alpwirtschaft­
liche Bedeutung. Seit bald 20 Jahren ist  
die etwa 10 Kilometer lange Route zwi­
schen den Bergstationen der Seilbahnen 
Sunnbüel im Norden und Gemmi auf 
der Südseite jeweils auch in den Winter­
monaten begehbar. Dazu wird der Weg 
nach Weihnachten bei guten Schneebe­
dingungen auf seiner vollen Länge mit 
einem Pistenfahrzeug präpariert. Nur bei 
Lawinengefahr ist die Strecke gesperrt, 
was aber eher selten vorkommt.

Von Sunnbüel auf 1936 Meter führt 
der Wanderweg zuerst leicht abwärts 

zur Spittelmatte, einer alpinen Hoch­
ebene im Bereich der Baumgrenze, die 
im Sommer für die Alpwirtschaft genutzt 
wird. Linksseitig schützen Mauern aus 
Naturstein die Weiden vor Schmelz­
wasser und dem mitgeführten Geröll 
des Schwarzbachs. Im September 1895 
stürzten hier nach einem Gletscher­
abbruch am 3629 Meter hohen Altels 
rund 4 Millionen Kubikmeter Eis über  
die glatte Nordwestflanke dieses im­
posanten Berges ab und begruben die 
Spittelmatte unter sich. 6 Menschen 
und rund 170 Nutztiere – vor allem 
Kühe – wurden damals Opfer dieser 
Naturkatastrophe.

Ein gastfreundliches Zollhaus
Nach den Ausläufern des Arvenwaldes 
an der Kantonsgrenze zwischen Bern und 
Wallis steigt der Weg in wenigen Windun­
gen zum Berghotel Schwarenbach an. Das 
1742 ursprünglich als Zollstation erbaute 
Gasthaus liegt auf 2060 Metern Höhe und 
ungefähr in der Mitte der Passstrecke. Bei 

schönem Winterwetter lässt sich hier auf 
der Sonnenterrasse mit Blick auf eine prak­
tisch unberührte Hochgebirgslandschaft 
genüsslich tafeln. Naturfremd wirken 
einzig die Masten der mächtigen 380-Kilo­
volt-Leitung, die den Strom aus dem Wal­
lis seit den 1960er-Jahren ins Mittelland 
transportiert und dazu den Gemmipass auf 
seiner ganzen Länge durchzieht.

Weitere Stationen der Wanderroute 
sind die als Langlaufparadies genutzte 
Fläche des in der kalten Jahreszeit ausge­
trockneten Daubensees, der sich erst mit 
der einsetzenden Schneeschmelze wieder 
füllen wird, sowie die auf 2322 Meter ge­
legene Gemmipasshöhe. Hier, wo biswei­
len die in der Region brütenden Bartgeier 
kreisen, bietet sich zum Abschluss der 
rund dreistündigen Winterwanderung 
ein grandioser Ausblick auf Leukerbad 
und die südlichen Walliser Hochalpen.
� Beat Jordi

Weiterführende Links zum Artikel:
www.bafu.admin.ch/magazin2014-4-14

Winterwandern über dem Nebelmeer: Blick von der Gemmi (VS) auf die 
Südflanke des Walliser Rhonetals. � Bild: Keystone/imageBROKER Michaela Walch
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Moderne Kläranlagen halten auch 
Abwasserreinigung

Rund 100 Kläranlagen in der ganzen Schweiz werden in den kommenden Jahren technisch aufgerüstet. Dank einer 
zusätzlichen Reinigungsstufe sollen sie künftig problematische Mikroverunreinigungen unschädlich machen. Dazu 
zählen unter anderem Rückstände von Medikamenten, Reinigungsmitteln und Pflegeprodukten. Diese gefährden emp-
findliche Wasserorganismen und die Fortpflanzung von Fischen. Text: Kaspar Meuli, Bild: Flurin Bertschinger/Ex-Press

für verschiedene Lastfälle heran.» Er­
staunlich ist dieses Herantasten nicht, 
denn aus abwassertechnischer Sicht 
betreten die Betreiber der drittgrössten 
Kläranlage im Kanton Zürich Neuland. 
1964 war sie eine der ersten kommu­
nalen ARAs der Schweiz, und heute 
verfügt sie als vorderhand einzige über 

brauch aufzeichnet, ist deutlich ange­
stiegen. «Im Moment blasen wir etwa 
drei Kilogramm Ozon pro Stunde ins 
Wasser ein», erklärt der ARA-Geschäfts­
führer Max Schachtler. «Unser Ziel ist, 
die grösste Wirkung mit möglichst 
wenig Ozon zu erzielen. Noch tasten 
wir uns aber an die optimalen Mengen 

Über Nacht hat im Zürcher Oberland 
Niederschlag eingesetzt, und auch 
am Morgen regnet es Bindfäden. Der 
Wetterumschwung lässt sich auf den 
Bildschirmen im Kontrollraum der Ab­
wasserreinigungsanlage (ARA) Neugut 
in Dübendorf (ZH) gut mitverfolgen. Die 
hellblaue Kurve etwa, die den Ozonver­
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Die Natur hat mit Holz ein Material entwickelt, das Höchstleistungen erbringt. Doch seine  
Nutzung für technische Zwecke stellt einige Herausforderungen. Forschende der ETH Zürich 
und der Empa wollen das Naturprodukt Holz gezielt verbessern und es so für neue Anwen
dungen attraktiv machen. Text: Lukas Denzler

Innovative Forschung soll den  
Werkstoff Holz noch besser machen

Holzforschung

Bäume können über 100 Meter hoch 
und mehr als 6000 Jahre alt werden. 
Diese aussergewöhnlichen Fähigkeiten 
verdanken sie einer genialen Erfindung 
der Natur. Doch was macht Holz so er­
folgreich? Dies zu verstehen, ist einer 
der Schlüssel für die Entwicklung neuer 
Produkte.

Ingo Burgert arbeitet seit drei Jahren 
als Professor für holzbasierte Materia- 
lien an der ETH Zürich und hat höchsten 
Respekt vor den Leistungen der Bäume. 
Sie verfügen über besondere Eigen­
schaften, die auch für technische An­
wendungen sehr interessant sind. Doch 
weshalb soll ein derart erfolgreiches und 
vielseitiges Material wie Holz überhaupt 
verbessert werden? «Bei der Holzver­

nämlich mit Wasser gesättigt, haben 
Pilze keine Chance. Werden Rinde und 
Stamm allerdings verletzt und dringt 
Luft ein, entsteht eine Angriffsfläche 
für holzzerstörende Pilze. Diese Nach­
teile tragen massgeblich dazu bei, dass 
Holz als Material oft nicht zum Einsatz 
kommt, obwohl es sich gerade aus öko­
logischer und konstruktiver Sicht durch 
viele Pluspunkte auszeichnet.

Die an der ETH Zürich und an der Empa 
in Dübendorf angesiedelten Aktivitäten 
der neu geschaffenen Professur für 
holzbasierte Materialien werden durch 
den Aktionsplan Holz des BAFU sowie 
die Wald- und Holzbranche finanziell 
unterstützt. «Die Forschung in diesem 
Bereich schafft Grundlagen für neue 

arbeitung sind wir mit verschiedenen 
Problemen konfrontiert», erläutert Ingo 
Burgert. Der Baum habe das Holz für 
seine eigenen Anforderungen optimiert. 
Bäume nutzen das Holz so optimal, weil 
sie es feucht halten. «Wollen wir Holz 
aber technisch einsetzen, dann trocknen 
wir es. Und damit beginnen auch die 
Herausforderungen.»

Zahlreiche Herausforderungen
So verändert Holz mit wechselnder 
Feuchtigkeit seine Dimension. Dem 
Quellen und Schwinden ist der Baum 
nicht ausgesetzt, weil das Holz immer 
ausreichend feucht bleibt. Auch das 
Problem der Dauerhaftigkeit kennt 
der gesunde Baum nicht. Ist das Holz 

Fichte Esche Buche
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Holz und Glas dominieren das Bild der 
drei neuen Mehrfamilienhäuser im Quar­
tier Oberfeld der Berner Vorortsgemeinde 
Ostermundigen. Doch die Fassade aus un­
behandeltem Emmentaler Weisstannen­
holz ist nicht einfach aufgesetzt. Bis auf 
Fundament und Treppenhaus sind die 
vierstöckigen Wohnbauten mit durch­
gehenden Balkonen aus vorgefertigten 
Holzelementen zusammengefügt. Deren 

Fertigung erfolgte durch ein Holzbauun­
ternehmen in Langenthal (BE).

Die Gebäude der Wohnbaugenos­
senschaft (siehe auch Dossier Klima, 
Seiten 20–23) erfüllen den Minergie-P- 
Eco-Standard. Im Vergleich zu einem 
herkömmlichen Bau liegt der Energie­
verbrauch damit bei weniger als einem 
Sechstel, wobei die Baukosten etwa  
8 Prozent höher ausfallen. Eine Kons­

truktion aus Beton oder Mauerwerk mit 
ähnlich niedrigem Energiebedarf hätte 
ungefähr gleich viel gekostet. Das sind 
gute Argumente für den erneuerbaren 
und einheimischen Rohstoff Holz. Ob­
wohl die Bauherrschaft grundsätzlich 
sehr offen für ökologische Anliegen 
sei, habe es viel Überzeugungsarbeit 
gebraucht, sagt Architekt Peter Schürch 
vom Architekturbüro Halle 58 in Bern. 

Mit dem regionalen Baustoff Holz lässt sich eine gute Wertschöpfung erzielen. Hier ein 
Anwendungsbeispiel aus der Genossenschaftssiedlung Oberfeld in Ostermundigen bei Bern.
� Bild: Christine Bärlocher/Ex-Press/BAFU

Auf dem Weg von der Holzernte im Schweizer Wald bis zum Endkonsum der Holzprodukte bestehen 
hierzulande noch einige Lücken in der Wertschöpfungskette. Doch vor allem in der Bauindustrie gibt 
es ermutigende Anzeichen für eine Trendwende. Hier ist Holz inzwischen ein stark nachgefragter 
Rohstoff. Text: Urs Fitze

Die Wiederentdeckung  
eines natürlichen Baumaterials

Baustoff Holz
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Wer Gemüse gemeinsam anbaut, 
kommt auf den Geschmack 

Vorzüge der Vertragslandwirtschaft

Biogemüse und andere biologische Lebensmittel lassen sich per Abonnement beziehen. Neben dem schonenden 
Umgang mit Ressourcen bringt das einen näheren Bezug zur Landwirtschaft und zu den Menschen, welche die 
Nahrung bereitstellen. Deshalb wächst die Nachfrage. Text: Beatrix Mühlethaler

ten. Die abonnierten Lebensmittel wer- 
den in regelmässigen Intervallen an 
Depots ausgeliefert, wo die Kundschaft 
sie abholt.

Auch Léonore Meer engagierte sich für 
den Aufbau einer solchen Gemeinschaft. 
Bei ihren Abklärungen stiess sie auf 
den Biobauern Gilles Roch aus Ballens 
(VD). Als David mochte er sein Gemüse 
nicht länger an Goliath liefern, sondern 
suchte neue Absatzformen und die Nähe 
zur Kundschaft. So entstand 2005 Le 
jardin potager, die erste Produzenten-
Konsumenten-Genossenschaft des Kan­
tons Waadt. Statt grosse Mengen einer 
Kultur für den Grossverteiler baute 

Gilles Roch fortan ein möglichst viel­
fältiges Sortiment an. Seit 2006 liefert 
er wöchentlich – und im Winter jede 
zweite Woche – saisonale Frischkost an 

ohne Zwischenhandel sei das Gemüse 
günstiger – ausser im Frühling, wenn 
die grossen Ladenketten ausländische 
Frischprodukte anbieten.

Der Bauer als Partner
Viele Menschen, die solche Überlegun­
gen anstellen, kaufen am liebsten direkt 
auf einem Biobauernhof ein. Weiter geht 
eine Lösung, bei der Konsumierende und 
Produzierende zu Partnern werden. Da­
bei verpflichten sich Haushalte vertrag­
lich, übers Jahr eine bestimmte Menge 
an Nahrungsmitteln zu einem zuvor 
festgelegten Preis abzunehmen. Damit 
tragen sie das Produktionsrisiko mit, 
können aber auch bei der Sortiments­
gestaltung und Preisbildung mitreden. 
Für dieses Modell hat sich der Begriff 
Vertragslandwirtschaft etabliert – in 
der Romandie bekannt als «agriculture 
contractuelle». Meist organisieren sich 
die Teilnehmenden in Genossenschaf­

Beim Grossverteiler findet die Kund­
schaft jederzeit eine Fülle von Gemüse 
und Obst – und zwar unabhängig von 
der Jahreszeit. Die Lausanner Fotografin 
Léonore Meer und ihr Mann aber stellen 
sich genussvollen Konsum anders vor. 
Sie drückt es mit den drei Stichworten 
«bio, nah und fair» aus. «Nur eine Pro­
duktion ohne Kunstdünger und Pestizide 
respektiert die Erde», sagt Léonore Meer 
zum ersten Punkt. Dies könnten auch 
die Grossverteiler ein Stück weit abde­

cken, nicht aber das Bedürfnis nach der 
Nähe. Sie will erleben, wie das Gemüse 
wächst und geerntet wird und dabei 
auch den Austausch mit dem Bauern 
pflegen. Zudem findet sie «weder die 
Konditionen fair, zu denen Landwirte die 
Grossverteiler beliefern müssen, noch 
die Preise für die Kundschaft.» Denn 
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Bildung

Park-Streifzüge
Der Tierpark Lange Erlen in Basel 

beheimatet u.a. Hirsche, Gämsen, 

Luchse, Füchse, Wildkatzen und 

allerlei Wasservögel. Als «Erlen- 

Kids» können Kinder im Alter von 

11 bis 16 Jahren in überwachtem 

und organisiertem Rahmen Ponys, 

Esel und Ziegen betreuen und 

pflegen. Der Tierpark bietet zu- 

dem Führungen für Schulen und 

andere Gruppen an. «Erlen-

Scouts» stellen dabei Tiere und 

Projekte des Parks vor, können 

sich aber auch einem von der 

Gruppe gewünschten Thema 

widmen.

Tierpark Lange Erlen, Basel,  

061 681 43 44, info@erlen-verein.ch, 

www.erlen-verein.ch

Umweltbildung für alle

Die Umweltagentur ecoviva will die 

«Natur erlebbar und ökologische 

Zusammenhänge begreifbar machen». 

Sie bietet in der ganzen Schweiz für 

Kinder, Jugendliche und Erwachsene 

entsprechende Projekte, Kurse und 

Führungen an. Dazu gehören Natur- 

erlebnistage im Wald, am Bach und 

auf dem Bauernhof, massgeschnei-

derte Umweltexkursionen oder 

Projekttage zu Umweltthemen wie 

Energie, Wasser, Abfall oder Boden. 

Ecoviva, Liestal, 061 927 18 68,  

info@ecoviva.ch, www.ecoviva.ch

Tierische Erfolgsgeschichte
Im 19. Jahrhundert wurden die 
Rehbestände in der Schweiz und in 
den benachbarten Ländern stark 
dezimiert. Heute ist das Reh 
hierzulande mit über 125 000 Tieren 
die häufigste wild lebende Huftier- 
art. Die Sonderausstellung «Das 
Reh – Durch Anpassung zum 
Erfolg» beleuchtet diese Erfolgs- 
geschichte. Biologie, Lebensweise 
und Zusammenleben mit uns 
Menschen sind die thematischen 
Schwerpunkte. Präparate, Modelle 
sowie Film- und Fotoaufnahmen 
zeigen überraschende Verhaltens-
weisen und Lebensraumsituationen 
des Rehs.
Bis April 2015 im Naturmuseum 
Solothurn (www.naturmuseum-so.ch), 
dann auf Tournee in den Naturmuseen 
St. Gallen, Chur und Luzern

Wilder Kanton Aargau

Auen sind Uferbereiche von Flüssen, Bächen 
und Seen, die regelmässig überflutet werden 
und in denen das Grundwasser zeitweise die 
Wurzeln der Pflanzen und Bäume erreicht. Durch 
diesen steten Wechsel schaffen Auen auch 
ständig neue Lebensräume für Pflanzen und 
Tiere. In den vergangenen 150 Jahren wurden 
allerdings die meisten Flüsse in der Schweiz 
verbaut, begradigt und gezähmt – und damit 
verschwanden auch viele Auen. Vor 20 Jahren 
beschloss das Aargauer Stimmvolk, mindestens  
1 Prozent der Kantonsfläche als Auenlandschaf-
ten zu erhalten, was heute fast erreicht ist (siehe 
Seite 38). Dieses Jubiläum feiert der Kanton noch 
bis zum 15. März 2015 mit Weiterbildungsexkur-
sionen für Unterrichtende, Podiumsdiskussionen 
und einer Ausstellung. Gleichzeitig entstand das 
Portal www.expedio.ch, das Lehrkräften Planung, 
Durchführung und Auswertung von Lerngelegen-
heiten in der Natur erleichtern soll.
Naturama Aargau, 062 832 72 00, 

www.naturama.ch/auen/index.cfm, www.expedio.ch

Messen für die Forschung

Die amerikanische Luft- und Raumfahrtbehörde 
(NASA) schickt zwischen Mitte Dezember 2014 
und Ende Februar 2015 einen Satelliten in eine 
Erdumlaufbahn, um die Feuchte sowie den Tau- 
und Frostzustand der Böden zu messen. Alle drei 
Tage sollen damit globale Bodenkarten erstellt 
werden. Um längerfristig auch die Interpretation 
der Satellitenbilder zu verbessern, sind Schulen 
auf der ganzen Welt aufgerufen, Boden-Ver-
gleichswerte zu messen. Dies ist eines von meh-
reren internationalen Forschungsprogrammen, an 
denen Schweizer Schulen teilnehmen und Mess-
resultate beitragen können. Weitere Programme 
beschäftigen sich mit der Frage, welche Rolle 
Niederschläge, Wolken und im Speziellen Aerosole 
bei Wetter und Klimaänderung spielen. Genaueres 
ist auf der Globe-Website nachzulesen, auch sind 
dort die entsprechenden Teilnahmebedingungen 
zu finden. 
www.globe.gov > Community > Satellite Partnerships 

(E); Verein Globe Schweiz, c/o BAFU, 058 463 45 15, 

jvogel@globe-swiss.ch, www.globe-swiss.ch

Effiziente Nutzung studieren
Das Institut für Wissen, Energie und Rohstoffe 
in Zug (Werz) ist Teil der Hochschule für Technik 
Rapperswil (HSR) und spezialisiert auf Fragen zur 
effizienten Nutzung von Energie- und Rohstoffen 
in Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetrie-
ben. Dabei werden unter anderem Weiterbildungs-
lehrgänge mit Zertifikatsabschluss (Certificate of 
Advanced Studies, CAS) zu den Themen «Effiziente 
Energienutzung», «Erneuerbare Energien und 
zukünftige Energieversorgung», «Recycling und 
umweltgerechte Entsorgung» sowie «Nachhaltige 
Produkte und Prozesse» angeboten. Für Interes-
sierte mit kleinerem Zeitbudget bietet das Werz 
Einzelmodule der CAS-Lehrgänge oder Tagesse-
minare an.
Werz, Zug, 055 222 41 71,  

werz@hsr.ch, www.werz.hsr.ch

Umweltberater werden
Der nächste WWF-Lehrgang in Um- 

weltberatung und -kommunikation 

startet am 14. August 2015. Die rund 

einjährige berufsbegleitende Weiter- 

bildung vermittelt Fachwissen in 

Umweltthemen und nachhaltigem 

Ressourcenmanagement, Kommuni-

kation, Marketing und Projektmana-

gement. Absolventinnen und Absol- 

venten können damit den eidg. 

Fachausweis in Umweltberatung in 

ihrem Berufsfeld erlangen. Anmelde-

schluss ist der 14. Mai 2015. 

Broschüre und Anmeldung unter  

031 312 12 62 oder  

www.wwf.ch/lehrgang
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Publikationen
Sämtliche BAFU-Publikationen sind elektronisch verfügbar und lassen  
sich als PDF kostenlos herunterladen unter:
www.bafu.admin.ch/publikationen

Einzelne Veröffentlichungen sind zudem in gedruckter Form erhältlich  
und können bestellt werden bei:
BBL, Vertrieb Bundespublikationen, CH-3003 Bern
Tel.: +41 (0)58 465 50 50, Fax: +41 (0)58 465 50 58
E-Mail: verkauf.zivil@bbl.admin.ch  
www.bundespublikationen.admin.ch 
(bitte Bestellnummer angeben)

Eine Bestellkarte ist in diesem Magazin eingeheftet. 

Ein Newsletter oder RSS-Feed für alle Neuerscheinungen kann auf der  
BAFU-Website unter www.bafu.admin.ch/newsletter abonniert werden.

Schlüssel zu den bibliografischen Angaben: 

Titel. Untertitel. Herausgeber (wenn nicht oder nicht nur BAFU). Anzahl 
Seiten; erhältliche Sprachen; Preis (sofern gedruckte Ausgabe); Bezug  
und Bestellnummer (sofern gedruckte Ausgabe); Link für den Download

Wer bezahlt bei Felsstürzen?

Nach Felsstürzen in einem Steinbruch muss der  
Eigentümer und nicht der Staat die Sicherung  
übernehmen. 
1963 und 1964 ereigneten sich beim Steinbruch Ober­
matt (NW) zwei grosse Felsstürze. Seither darf dort 
kein Gestein mehr abgebaut werden. Nach kleineren 
Felsabbrüchen 1980 und 1992 kam es im Sommer 2007 
erneut zu grösseren Felsstürzen. Eine Genossenkorpora­
tion als Besitzerin von Werk und Boden und die Gemein­
de Ennetbürgen (NW) stritten sich um die Frage, wer für 
die nötigen Sanierungsarbeiten aufzukommen habe. Die 
Gemeinde hatte verfügt, dass die Genossenkorporation 
und nicht die öffentliche Hand den stillgelegten Stein­
bruch für 2,5 Millionen Franken sichern müsse, weil 
weitere grosse Felsstürze auch zu einer Flutwelle im 
Vierwaldstättersee führen könnten. Die Besitzerin focht 
dies beim Regierungsrat, vor dem Verwaltungsgericht 
und nun ebenfalls vor Bundesgericht erfolglos an. 

In ihrem Urteil stützten sich die Bundesrichter in 
Lausanne auch auf eine Stellungnahme des BAFU. Die 
Betreiber des Steinbruchs hätten demzufolge mit un­
sachgemässen Eingriffen das Schadenpotenzial stark 
vergrössert, etwa Felsüberhänge aus nicht abbauwür­
digem Gestein geschaffen. Die Arbeiten hätten zudem 
zu einer höheren Wahrscheinlichkeit von natürlichen 
Erosionsprozessen geführt. Deshalb könne man nicht 
mehr von einem natürlichen Prozess sprechen. 

Bundesgericht und BAFU kamen zum gleichen 
Schluss: Steinschläge und Felsstürze sind nur dann als 
Naturereignisse im Sinne des Bundesgesetzes über den 
Wald zu werten, wenn sie durch die Natur ausgelöst 
werden. Geschieht dies durch Menschen, ist es gemäss 
dem Verursacherprinzip deren Aufgabe, entsprechende 
Schutzmassnahmen zu treffen und zu bezahlen. Zudem 
wiesen Bundesgericht und BAFU darauf hin, dass auch 
das Gesetz über den Wasserbau im vorliegenden Fall 
nicht zur Anwendung komme. Denn dieses gelte nicht 
für Hangrutschungen, die Auslöser eines Hochwassers 
seien. Das Wasserbaugesetz sei demnach weder auf 
Schutzmassnahmen am Steinbruch selbst noch auf all­
fällige Schutzmassnahmen gegen durch Felsstürze aus­
gelöste Flutwellen auf der anderen Seeseite anwendbar.

Mark Govoni, Abteilung Recht, BAFU, 058 463 78 08,  
mark.govoni@bafu.admin.ch. Urteil: BGE 1C_464/2013 vom 16.01.2014

Recht





umwelt 4/2014 > DOSSIER KLIMA

60

umwelt 4/2014

60

Tipps
Politik und Biodiversität

Die Tagung SWIFCOB 15 «Biodiversität und 
Politik: Vielfalt bewegt» vom 16. Januar 2015 
in Bern geht folgender Frage nach: Wie kann 
es gelingen, die Erhaltung und Förderung 
von Biodiversität verstärkt im Tagesgeschäft 
der verschiedenen politischen Sektoren und 
Ebenen zu verankern? Die Veranstaltung wird 
unter anderem vom BAFU unterstützt und 
richtet sich an Politiker, Wissenschaftlerinnen, 
Verwaltungsangestellte sowie Fachleute aus 
Öko-, Planungs- und Beratungsbüros und aus 
Naturschutzorganisationen.
Anmeldeschluss: 10. Dezember 2014, 

Kosten: CHF 80.–/30.–; Anmeldung und Infos: 

www.biodiversity.ch/d/events/swifcob/

Luftbelastung checken  
Wie hoch ist die Belastung der Luft durch 
Feinstaub (PM10), Ozon (O3) und Stickstoffdi-
oxid (NO2)? Und zwar jetzt und hier? Die App 
«airCHeck» der Schweizerischen Gesellschaft 
der Lufthygiene-Fachleute Cercl’Air bringt die 
aktuellsten Daten direkt aufs Mobile – plus 
Tipps für richtiges Verhalten bei erhöhter Luft-
belastung sowie Hintergrundinformationen.
www.cerclair.ch (D, F, I)

Kulturgut Trockenmauern  
Trockenmauern gestalten Landschaften, 
bieten Tieren und Pflanzen Lebensraum und 
sind ein Sinnbild für eine uralte Baukultur. 
Mit ihrem neuen Buch hat die Stiftung 
Umwelt-Einsatz Schweiz ein Standardwerk 
über Trockenmauern herausgebracht – mit 
allem Wissenswerten, Illustrationen und 
vielen Fotos.
«Trockenmauern», Haupt Verlag, 

ISBN: 978-3-258-07705-3, 

CHF 110.–, www.trockenmauerbuch.ch (D)

Unerwünschte Gäste
Neobiota sind Tiere und Pflanzen, die sich 
erst nach der Entdeckung Amerikas 1492 
in unserer Umgebung angesiedelt haben. 
Einige dieser gebietsfremden Lebewesen 
verhalten sich invasiv, das heisst, sie ver-
drängen einheimische Arten oder gefähr- 
den die Gesundheit der Menschen. Ver-
schiedene Kantone informieren auf eigens 
eingerichteten Websites über diese Pro- 
blemarten. Jüngstes Beispiel: Der Kanton 
Basel-Landschaft präsentiert seine Strategie 
zur Bekämpfung der invasiven gebietsfrem-
den Pflanzen und Tiere sowie die entspre-
chenden Massnahmen online. 
www.neobiota.bl.ch (D); www.bafu.admin.ch > 

Thema Biodiversität > Invasive Arten (D, F, I, E)

Aufgetaute Geschichte  
Dass Gletscher und Eisfelder schmelzende 
Archive sind, ist seit der Entdeckung Ötzis 
(Südtirol) und der Relikte vom Schnidejoch 
(BE) bekannt. Das Awareness-Programm 
«kAltes Eis» des Instituts für Kulturforschung 
des Kantons Graubünden sensibilisiert Berg-
gängerinnen und -gänger für das Phänomen 
der Eisfunde. Bei der Suche nach Fundstellen 
hoffen die Initiatoren auf die Unterstützung der 
Bevölkerung.
www.kalteseis.com (D)

$

Bedrohtes Korallendreieck
Symbolisch einen Panda oder Tiger adoptieren 
kann man schon seit vielen Jahren. Der WWF 
Schweiz ermöglicht aber auch Patenschaften 
für bedrohte Ökosysteme – etwa für das ost-
asiatische Korallendreieck. In dem 6 Millionen 
Quadratkilometer grossen Gebiet engagiert 
sich der WWF für den Schutz der bedrohten 
Meeresbiodiversität. Eine Patenschaft kostet 
25 Franken pro Monat.
www.wwf.ch > aktiv werden > den WWF unter-

stützen > WWF-Pate werden (D, F, I),  

044 297 21 21 (Romandie: 021 966 73 73,  

Tessin: 091 820 60 00)

L. Naef

Michael Rast, Stiftung Umwelt-Einsatz Schweiz
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Intern

Hierzulande werden zahlreiche Um­
weltdaten erhoben, ausgewertet und 
interpretiert. In einzelnen Bereichen –  
etwa bei den Hochwassermessungen – 
lässt sich auf eine über 150 Jahre lange 
Datenreihe zurückgreifen. In anderen 
Gebieten wie Lärm oder Biotechnologie 
werden erst seit jüngerer Zeit Messwerte 
gesammelt. 

Dank dieser systematischen Umwelt­
beobachtung wissen wir immer besser, 
wie es heute um die Umwelt in der 
Schweiz steht und in welche Richtung 

sie sich entwickelt. Dabei lassen sich 
positive und negative Trends feststellen. 
Eine zuverlässige Datenbasis bildet die 
erforderliche Grundlage, um wirksame 
Umweltmassnahmen zu planen und 
einzuleiten.

Die BAFU-Ausstellung «Beobachten, 
um zu handeln» an der MUBA 2015 er­
zählt Erfolgsgeschichten. Wer erinnert 
sich noch an die schäumenden Flüsse 
und Bäche, an kollabierte Ökosysteme in 
Seen, an die Abfallhalden am Rande der 
Dörfer und an bedrohte Biber? Dank sys­

tematischer Datenerhebung und darauf 
abgestützter Umsetzungsmassnahmen 
kann heutzutage wieder in allen Gewäs­
sern gebadet werden, der Kehricht wird 
umwelt- und ressourcenschonend ent­
sorgt und verwertet, selbst der Biber ist 
bei uns wieder heimisch geworden. Doch 
auch für die noch ungelösten Umwelt­
probleme wie zu grosse Lärmbelastung, 
Klimaveränderung oder schwindende 
Biodiversität stehen heute fundiert 
erhobene Umweltdaten zur Verfügung, 
deren Ergebnisse öffentlich zugänglich 
sind. Sie sind für Politik, Verwaltung, 
Wirtschaft und Umweltorganisationen 
unerlässlich, wenn es darum geht, ge­
eignete Massnahmen zu fordern und 
umzusetzen.

An der Ausstellung kann das Publikum 
anhand der konkreten Beispiele Klima, 
Wasser, Lärm und Biodiversität den Weg 
vom «Messen» zur «politischen Relevanz» 
auf nationaler und globaler Ebene ver­
folgen. Die Materie der trockenen Um­
weltdaten und -statistiken wird in einer 
faszinierenden Messelandschaft auch als 
Teil der persönlichen Lebenswelt und 
Lebensqualität erkennbar. 

Vom 18. bis 21. September 2015 ist 
die Ausstellung auch am Comptoir in 
Lausanne zu sehen. Zudem bringt das 
BAFU-Magazin umwelt in seiner nächsten 
Ausgabe 1/2015 ein ausführliches Dossier 
zur Umweltbeobachtung (siehe letzte 
Umschlagseite). 

� Flavia Castelberg
Informationen zu Messe und Ausstellung:  

www.muba.ch; zu Umweltbeobachtung Schweiz:  

http://www.bafu.admin.ch/umweltbeobachtung

Neue BAFU-Ausstellung «Beobachten, um zu handeln»
Unter diesem Titel präsentiert das BAFU vom 6. bis 15. Februar 2015 an der 
MUBA in Basel die Arbeiten, Resultate und Erfolge der Umweltbeobachtung in 
der Schweiz.

In der Ausgabe 3/2014, Seite 4, wurde 
im Interview mit Florian Wild und 
Christoph Wenger ein Sachverhalt zum 
Thema Boden nicht korrekt wiederge­
geben. Richtig muss es heissen: Und 

Korrigendum
die Belastung des Bodens durch die Zufuhr 
von Blei und Cadmium hat abgenommen 
(statt: Und die Belastung des Bodens 
mit Schwermetallen wie beispiels­
weise Blei oder Cadmium hat stark 
abgenommen).

Interview mit BAFU-Direktor Bruno 
Oberle zum Earth Overshoot Day (Erd
überlastungstag) vom 19. August 2014 
unter www.bafu.admin.ch > Dokumen-
tation > Fokus

BAFU online

Klima, Wasser, Lärm und Biodiversität bilden 
die Schwerpunkte der Ausstellung.
� Skizze: Experience Visual Design AG
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Die in den 1970er-Jahren entstandene 
Idee der Permakultur hat sich mittler­
weile zu einer weltweiten Bewegung 
mit Tausenden von Einzelprojekten in 
über 160 Ländern entwickelt. Das darob 
gewonnene Wissen um die natürlichen 
Zusammenhänge ist in einer Zeit der 
knapper und teurer werdenden natürli­
chen Ressourcen ein wertvolles Kapital: 
sei es für den steilen Hang im Emmental, 
die australische Steppe oder den eigenen 
Garten.

Der Begriff Permakultur leitet sich ab 
von «permanent agriculture» (engl. für 
dauerhafte Landwirtschaft) und bezeich­
net eine zukunftsfähige Form der Boden­
bewirtschaftung, basierend auf einem 
Geflecht von Grundsätzen und Planungs­
werkzeugen. Die Methode orientiert sich 
an Natur und Nachhaltigkeit, erfordert 
wenig Unterhalt und liefert reichlich 
Lebensmittel und Biomasse.

Das Ziel einer jeden Permakultur ist es, 
langlebige, vielfältige und ertragreiche 
Ökosysteme zu schaffen. Das beginnt mit 

dem Anbau von sich gegenseitig unter­
stützenden Pflanzengemeinschaften und 
umfasst letztlich die gesamten Kreisläufe 
der Natur. Aus solchen Systemen ent­
stehen Lebensräume für Pflanzen, Tiere 
und Menschen, die in Harmonie mit­
einander leben.

Vier Grundsätze sind dabei wesentlich: 
Die vor Ort vorhandenen Ressourcen werden 
effizient genutzt. So wird der Kompost 
sorgfältig bearbeitet, werden Wasser, 
Sonne und Wind bestmöglich genutzt. 
Vielfalt ist Trumpf. Dies bedeutet etwa 
Mischkultur statt Monokultur, denn je 
artenreicher, desto stabiler und robuster 
erweist sich das System. Die Vernetzung 
wird optimiert. Alle Elemente im Garten 
übernehmen mehrere Funktionen. Ein 
Teich beispielsweise kann das Regenwas­
ser vom Hausdach speichern, Wasser- 
und Sumpfpflanzen beherbergen und 
schmackhaften Speisefischen als Biotop 
dienen. Probleme werden kreativ gelöst. Mit 
verrotteten Holzschnitzeln einer gefäll­
ten Tanne lässt sich etwa ein Moorbeet 

für Heidelbeeren anlegen. Viele Perma­
kulturprojekte befinden sich in Städ­
ten. Hier werden auf kleinen Flächen 
wie Hausgärten, Terrassen, Balkonen, 
Flachdächern und Wänden attraktive 
Lebensräume gestaltet und gute Erträge 
erwirtschaftet. Erstaunliche Ergebnisse 
erzielt die Permakultur unter extremen 
Klimabedingungen wie bei der Begrü­
nung von Wüsten oder beim Obstbau 
in den Alpen. 

Und wer selber eine Permakultur im 
Garten oder auf dem Balkon erfolgreich 
gestalten will? Dazu braucht es Pflanzen­
kenntnisse, Verständnis für ökologische 
Zusammenhänge, Kreativität und eine 
gute Planung, vielleicht mithilfe einer 
Fachperson: dem Permakultur-Designer. 
Und schon bald kann man sich am eige­
nen kleinen Paradies erfreuen.

� Georg Ledergerber

Porträt

Permakultur – ein Weg zum nachhaltigen Gartenparadies

Weiterführende Links zum Artikel:
www.bafu.admin.ch/magazin2014-4-19

Der Permakultur-Gemein-
schaftsgarten SeedCity 
der ETH Zürich Höngger-
berg: Seit 2011 bewirt-
schaften Studierende und 
Mitarbeitende zusammen 
mit Quartierbewohne-
rinnen und -bewohnern 
dieses Terrain.
� Bild: 4seedcity
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